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Bekanntmachung 
der Neufassung der 

Bayerischen Disziplinarordnung 
Vom 15. März 1985 

Auf Grund des § 2 des Zweiten Gesetzes zur Än­
derung der Bayerischen Disziplinarordnung vom 
18. Dezember 1984 (GVBI S. 523) wird nachstehend 
der Wortlaut der Bayerischen Disziplinarordnung 
(BayRS 2031-1-1-F) in der ab 1. Januar 1985 gelten­
den Fassung bekanntgemacht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch 
1. das Gesetz zur Änderung der Bayerischen Diszi­

plinarordnung vom 21. Mai 1983 (GVBl S. 229) 
und 

2. das Zweite Gesetz zur Änderung der Bayeri­
schen Disziplinarordnung vom 18. Dezember 
1984 (GVBI S. 523). 

München, den 15. März 1985 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Max S t r e i b 1, Staatsminister 
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Erster Teil 

Anwendbarkeit des Gesetzes 

Art. 1 
Geltungsbereich 

(1) Die Bayerische Disziplinarordnung gilt für die 
Beamten und Ruhestandsbeamten, auf die das 
Bayerische Beamtengesetz (BayBG) oder das Ge­
setz über kommunale Wahlbeamte (KWBG) An­
wendung findet. 

(2) lAis Ruhestandsbeamte gelten auch frühere 
Beamte,die 

1. unwiderruflich bewilligte Unterhaltsbeiträge 
nach §§ 15, 66 Abs. 5 und § 68 des Beamtenversor­
gungsgesetzes (BeamtVG), 

2. Ehrensold nach Art. 138 KWBG, 
3. Bezüge nach Art. 128 Abs. 5 Satz 1 BayBG, Art. 33 

Abs.3 KWBG oder 
4. sonstige Unterhaltsbeiträge, die unwiderruflich 

bewilligt sind, 
beziehen. 2Ihre Bezüge gelten als Ruhegehalt. 3Das . 
gleiche gilt für frühere Beamtinnen, die eine ihnen 
nach Art. 166 BayBG *) zustehende Abfindung noch 
nicht erhalten haben. 

Art. 2 

Zulässigkeit der Disziplinarverfolgung 

(1) Nach diesem Gesetz kann verfolgt werden 
1. ein Beamter wegen eines während des Beamten­

verhältnisses begangenen Dienstvergehens, 
2. ein Ruhestandsbeamter 

a) wegen eines während des Beamtenverhältnis-
ses begangenen Dienstvergehens oder ' 

b) wegen einer nach Eintritt in den Ruhestand 
begangenen als Dienstvergehen geltenden 
Handlung (Art. 84 Abs. 2 BayBG, Art. 48 Abs. 2 
KWBG). 

(2) Ein Beamter oder Ruhestandsbeamter, der 
früher in einem anderen Dienstverhältnis als Be­
amter, Richter, Berufssoldat, Soldat auf Zeit oder 
als berufsmäßiger Angehöriger oder Angehöriger 
auf Zeit des Zivilschutzkorps gestanden hat, kann 
nach diesem Gesetz auch wegen solcher Dienstver­
gehen oder als Dienstvergehen geltender Handlun­
gen verfolgt werden, die er in dem früheren Dienst­
verhältnis oder als Versorgungsberechtigter aus ei­
nem solchen Dienstverhältnis begangen hat; auch 
bei einem aus einem solchen Dienstverhältnis Aus-

*) Art. 166 des Bayerischen Beamtengesetzes in der Fassung der 
Anlage 1 zur Neubekanntmachung des Bayerischen Beamten­
gesetzes vom 17. November 1978 (GVBI S.831, BayRS 
2030-1-1-F). 
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geschiedenen oder Entlassenen gelten die in Art. 84 
Abs.2 BayBG, Art. 48 Abs. 2 KWBG bezeichneten 
Handlungen als Dienstvergehen. 

(3) Ein Wechsel des Dienstherrn steht der diszi­
plinarrechtlichen Verfolgung nicht entgegen. 

Art. 3 

Ermessensgrundsatz 

1 Die zuständige Behörde bestimmt nach pflicht­
gemäßem Ermessen, ob wegen eines Dienstverge­
hens nach diesem Gesetz einzuschreiten ist. 2Sie 
hat dabei das gesamte dienstliche und außerdienst­
liche Verhalten des Beamten zu berücksichtigen. 

Art. 4 

Disziplinarmaßnahmen nach einer Strafe 
oder Geldbuße 

Ist gegen einen Beamten oder Ruhestandsbeam­
ten im Strafverfahren oder im Bußgeldverfahren 
eine Strafe oder eine Geldbuße verhängt worden, 
darf wegen desselben Sachverhalts ein Verweis 
oder eine Geldbuße nicht ausgesprochen werden; 
Gehaltskürzung und Kürzung des Ruhegehalts 
dürfen nur verhängt werden, wenn dies zusätzlich 
erforderlich ist, um den Beamten oder Ruhestands­
beamten zur Erfüllung seiner Pflichten anzuhalten 
und das Ansehen des Beamtentums zu wahren. 

Art. 5 

Verfolgungsverjährung 

(1) Sind seit einem Dienstvergehen, das höch­
stens eine Geldbuße gerechtfertigt hätte, mehr als 
zwei Jahre verstrichen, ist eine Verfolgung nicht 
mehr zulässig. 

(2) Sind seit einem Dienstvergehen oder einem 
als Dienstvergehen geltenden Verhalten, das eine 
Gehaltskürzung oder Kürzung des Ruhegehalts ge­
rechtfertigt hätte, mehr als drei Jahre verstrichen, 
ist eine Verfolgung nicht mehr zulässig. 

(3) Sind seit einem Dienstvergehen, das die Ver­
setzung in ein Amt derselben Laufbahn mit gerin­
gerem Endgrundgehalt gerechtfertigt hätte, mehr 
als sieben Jahre verstrichen, ist eine Verfolgung 
nicht mehr zulässig. 

(4) IDie Verjährung wird durch die Einleitung ei­
ner Untersuchung nach Art. 116, die Einleitung des 
förmlichen Disziplinarverfahrens, den Erlaß einer 
Disziplinarverfügung und jede sie bestätigende 
Entscheidung unterbrochen. 2Sie ist für die Dauer 
des förmlichen Disziplinarverfahrens sowie vom 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung (Art. 32 
Abs. 3) bis zu deren Ergehen gehemmt. 31st vor Ab­
lauf der Verjährungsfrist wegen desselben Sach­
verhalts ein Strafverfahren oder Bußgeldverfahren 
eingeleitet worden, ist die Verjährung von Beginn 
der Ermittlungen bis zum Abschluß des Verfahrens 
gehemmt. 

Zweiter Teil 

Disziplinarmaßnahmen 

Art. 6 
Disziplinarmaßnahmen 

(1) lDisziplinarmaßnahmen sind: 

Verweis, 

Geldbuße, 

Gehaltskürzung, 

Versetzung in ein Amt derselben Laufbahn mit ge-
ringerem Endgrundgehalt, 

Entfernung aus dem Dienst, 

Kürzung des Ruhegehalts, 

Aberkennung des Ruhegehalts. 
2Mehrere Disziplinarmaßnahmen können nicht ne­
beneinander verhängt werden. 

(2) Bei Beamten auf Zeit sind nur Verweis, Geld­
buße, Gehaltskürzung und Entfernung aus dem 
Dienst zulässig. 

(3) Bei Ehrenbeamten sind nur Verweis, Geldbu­
ße und Entfernung aus dem Dienst zulässig. 

(4) Bei Beamten auf Widerruf sind nur Verweis 
und Geldbuße zulässig; dies gilt nicht für Beamte 
auf Widerruf im Sinn des Bayerischen Hochschul­
lehrergesetzes. 

(5) Bei Beamten auf Probe sind nur Verweis, 
Geldbuße und bei Dienstvergehen nach Ablauf der 
Probezeit auch eine Gehaltskürzung zulässig. 

(6) Bei Ruhestandsbeamten sind nur Kürzung 
und Aberkennung des Ruhegehalts zulässig. . 

Art. 7 
Verweis 

(1) Verweis ist der Tadel eines bestimmten Ver­
haltens des Beamten. 

(2) Mißbilligende Äußerungen eines Dienstvorge­
setzten (Zurechtweisungen, Ermahnungen, Rügen 
und dergleichen), die nicht ausdrücklich als Ver­
weis bezeichnet werden, und besondere Dienstan­
ordnungen gegenüber Beamten in Ausbildung bei 
der Bayerischen Bereitschaftspolizei sind keine 
Disziplinarmaßnahmen. 

Art. 8 

Geldbuße 

1 Die Geldbuße darf das monatliche Gehalt des 
Beamten nicht übersteigen. 2Erhält der Beamte 
kein Gehalt, darf die Geldbuße den Betrag von fünf­
hundert Deutsche Mark, bei Ehrenbeamten einen 
Monatsbetrag der Entschädigung nicht überstei­
gen. 
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Art. 9 

Beförderung nach Verweis oder Geldbuße 

Verweis und Geldbuße stehen bei Bewährung ei­
ner Beförderung des Beamten nicht entgegen. 

Art. 10 

Gehaltskürzung 
(1) IDie Gehaltskürzung besteht in der bruchteil­

mäßigen Verminderung des jeweiligen Gehalts um 
höchstens ein Fünftel und auf längstens fünf Jahre. 
2Hat der Beamte aus einem früheren öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnis einen Versorgungsan­
spruch erworben, bleibt bei dessen Regelung (§§ 53 
bis 56 BeamtVG) die Gehaltskürzung unberück­
sichtigt. 

(2) lWährend der Dauer der Gehaltskürzung darf 
der Beamte nicht befördert werden. 2Der Zeitraum 
beginnt mit der Rechtskraft des Urteils. 3Bei einer 
von dem Beamten nicht zu vertretenden übermäßig 
langen Dauer des Disziplinarverfahrens soll das 
Gericht in seiner Disziplinarentscheidung die Dau­
er der Beförderungssperre angemessen, höchstens 
jedoch um drei Viertel abkürzen. 4Die Höherstu­
fung eines kommunalen Wahlbeamten auf Zeit 
nach §§ 1, 2 Abs. 1 der Bayerischen Kommunalbe­
soldungsverordnung (BayRS 2032-2- 25-1) steht ei­
ner Beförderung gleich. 

(3) Die Rechtsfolgen der Gehaltskürzung (Absät­
ze 1 und 2) erstrecken sich auch auf ein neues Be­
amtenverhältnis zum selben oder zu einem anderen 
dem Bayerischen Beamtengesetz unterliegenden 
Dienstherrn; hierbei steht bei Anwendung des Ab­
satzes 2 die Anstellung in einem höheren als dem 
bisherigen Amt der Beförderung gleich. 

Art. 11 

Versetzung in ein Amt derselben Laufbahn 
mit geringerem Endgrundgehalt 

(1) IDurch die Versetzung in ein Amt derselben 
Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt verliert 
der Beamte alle Rechte aus seinem bisherigen Amt 
einschließlich der damit verbundenen Leistungen 
des Dienstherrn und der Befugnis, die bisherige 
Amtsbezeichnung zu führen. 2Der Beamte darf nur 
bei Bewährung und frühestens fünf Jahre nach 
Eintritt der Rechtskraft des Urteils wieder beför­
dert werden. 3Bei einer von dem Beamten nicht zu 
vertretenden übermäßig langen Dauer des Diszipli­
narverfahrens soll das Gericht in seiner Diszipli­
narentscheidung die Dauer der Beförderungssper­
re angemessen, höchstens jedoch auf zwei Jahre, 
abkürzen. 4Die Rechtsfolgen der Disziplinarmaß­
nahmen erstrecken sich auch auf ein neues Beam­
tenverhältnis zum selben oder zu einem anderen 
dem Bayerischen Beamtengesetz unterliegenden 
Dienstherrn; hierbei steht bei Anwendung des Sat­
zes 2 die Anstellung in einem höheren Amt als dem, 
in welches der Beamte zurückversetzt wurde, der 
Beförderung gleich. 

(2) Mit dem Verlust der Rechte aus dem bisheri­
gen Amt .enden auch die Nebentätigkeiten, die der 
Beamte 1m Zusammenhang mit dem bisherigen 
Amt oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlas­
sung seines Dienstvorgesetzten übernommen hatte. 

Art. 12 

Entfernung aus dem Dienst 

(1) IDie Entfernung aus dem Dienst bewirkt auch 
den Verlust des Anspruchs auf Leistungen des 
Dienstherrn und schließt Hinterbliebenenversor­
gung aus. 2Der Beamte verliert ferner die Befugnis, 
die Amtsbezeichnung und die im Zusammenhang 
mit dem Amt verliehenen Titel und akademischen 
Würden zu führen und die Dienstkleidung zu tra­
gen. 

(2) 1 Die Entfernung aus dem Dienst und ihre 
Rechtsfolgen erstrecken sich auf alle Ämter, die der 
Beamte bei Dienstherren, die dem Bayerischen Be­
amtengesetz unterliegen, bei Rechtskraft des Ur­
teils bekleidet. 21st eines der Ämter ein kommuna­
les Ehrenamt und wird der Beamte nur wegen eines 
in dem Ehrenamt oder in Zusammenhang mit die­
sem begangenen Dienstvergehens verurteilt, so 
kann die Wirkung der Entfernung aus dem Dienst 
auf das kommunale Ehrenamt und die in Verbin­
dung mit ihm übernommenen Nebentätigkeiten be­
schränkt werden. 

(3) lEin aus dem Dienst entfernter Beamter darf 
nur mit Zustimmung des Staatsministeriums der 
Finanzen wieder in ein Beamtenverhältnis zum 
Freistaat Bayern berufen werden. 2Die Berufung in 
ein Beamtenverhältnis bei einer unter der Aufsicht 
des Staates stehenden Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts bedarf der Zustim­
mung der für den Dienstherrn zuständigen Rechts­
aufsichtsbehörde. 

Art. 13 
Kürzung und Aberkennung des Ruhegehalts 

(1) Für die Kürzung des Ruhegehalts gilt Art. 10 
Abs. 1 entsprechend, 

(2) 1 Die Aberkennung des Ruhegehalts setzt vor­
aus, daß die Entfernung aus dem Dienst gerechtfer­
tigt wäre, falls der Ruhestandsbeamte sich noch im 
Dienst befände. 2Sie schließt auch die Hinterbliebe­
nenversorgung aus und bewirkt den Verlust der Be­
fugnis, die Amtsbezeichnung und die im Zusam­
menhang mit dem früheren Amt verliehenen Titel 
und akademischen Würden zu führen und die 
Dienstkleidung zu tragen. 3Diese Wirkungen bezie­
hen sich auf alle Ämter, die der Beamte bei Eintritt 
in den Ruhestand bekleidet hat. 4Art. 12 Abs. 3 gilt 
sinngemäß. 

Art. 14 

Rechte aus einem früheren Dienstverhältnis 

(1) Wird gegen einen Beamten, der früher in ei­
nem anderen Dienstverhältnis als Beamter oder 
Richter bei einem dem Bayerischen Beamtengesetz 
unterliegenden Dienstherrn gestanden hat, auf 
Entfernung aus dem Dienst erkannt, verlieren der 
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Beamte und seine versorgungsberechtigten Ange­
hörigen auch die Ansprüche und Anwartschaften 
aus dem früheren Dienstverhältnis (Ruhegehalt, 
Hinterbliebenenversorgung sowie die in Art. 13 
Abs. 2 Sätze 2 und 3 bezeichneten Befugnisse), 
wenn er wegen eines in dem früheren Dienstver­
hältnis begangenen Dienstvergehens oder wegen 
einer als Dienstvergehen geltenden Handlung ver­
urteilt wird. 

(2) Wird gegen einen Ruhestandsbeamten, der in 
einem anderen Dienstverhältnis als Beamter oder 
Richter bei einem dem Bayerischen Beamtengesetz 
unterliegenden Dienstherrn gestanden hat, auf Ab­
erkennung des Ruhegehalts erkannt, gilt Absatz 1 
entsprechend. 

Dritter Teil 

Disziplinarverfahren 

Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften 

Art. 15 
Ausübung der Disziplinarbefugnisse 

(1) Die Disziplinarbefugnisse werden von den zu­
ständigen Behörden, Dienstvorgesetzten und Ge­
richten ausgeübt. 

(2) IBei einem Ruhestandsbeamten werden die 
Disziplinarbefugnisse von der vor Beginn des Ru­
hestands zuletzt zuständigen obersten Dienstbe­
hörde ausgeübt, soweit nicht die Gerichte zuständig 
sind; sie kann ihre Befugnisse auf andere Behörden 
übertragen. 2Besteht die zuständige oberste Dienst­
behörde nicht mehr, bestimmt das Staatsministe­
rium der Finanzen, welche Behörde zuständig ist. 

(3) lBei Bürgermeistern, Landräten, Bezirkstags­
präsidenten und deren gewählten Stellvertretern 
(Art. 1 Nrn. 1 bis 3 KWBG) nimmt die Befugnisse 
des Dienstvorgesetzten nach diesem Gesetz die 
Rechtsaufsichtsbehörde wahr. 21m übrigen be­
stimmt das für die Rechtsaufsicht zuständige 
Staatsministerium durch Rechtsverordnung, wer 
bei Beamten der Gemeinden, Gemeindeverbände . 
und sonstigen unter der Aufsicht des Staates ste­
henden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts die Befugnisse des Dienst­
vorgesetzten und höheren Dienstvorgesetzten nach 
diesem Gesetz ausübt. 

Ar't.16 

Verfahren gegen Ruhestandsbeamte 
Die Vorschriften über das Disziplinarverfahren 

gegen Beamte gelten auch für Verfahren gegen Ru­
hestandsbeamte, soweit sich aus diesem Gesetz 
nichts anderes ergibt. 

Art: 17 
Disziplinarverfahren und andere Verfahren 

(1) list gegen den Beamten die öffentliche Klage 
im strafgerichtlichen Verfahren erhoben oder ein 
gerichtliches Bußgeldverfahren anhängig, kann 
zwar wegen derselben Tatsachen ein Disziplinar­
verfahren eingeleitet werden; es ist aber auszuset­
zen. 2Ein bereits eingeleitetes Disziplinarverfahren 
ist auszusetzen, wenn während seines Laufs die öf­
fentliche Klage erhoben oder ein gerichtliches Buß­
geldverfahren anhängig wird. 

(2) Das Disziplinarverfahren kann ausgesetzt 
werden, wenn in einem anderen gesetzlich geord­
neten Verfahren über eine Frage zu entscheiden ist, 
deren -Beurteilung für die Entscheidung im Diszi­
plinarverfahren von wesentlicher Bedeutung ist. 

(3) 1 Ein nach Absatz 1 ausgesetztes Disziplinar­
verfahren kann fortgesetzt werden, wenn die Sach­
aufklärung gesichert ist, oder wenn im strafgericht­
lichen Verfahren oder im gerichtlichen Bußgeldver­
fahren aus Gründen nicht verhandelt werden kann, 
die in der Person des Beamten liegen. 2Ein nach Ab­
satz 2 ausgesetztes Disziplinarverfahren kann je­
derzeit fortgesetzt werden. 3Das Disziplinarverfah­
ren ist spätestens nach Abschluß des Verfahrens, 
das zur Aussetzung geführt hat, fortzusetzen. 

(4) IDer Beamte kann gegen eine Aussetzung 
durch die Einleitungsbehörde Antrag auf Entschei­
dung durch das Verwaltungsgericht stellen; die 
Entscheidung trifft der Vorsitzende durch Be­
schluß. 2Gegen eine Aussetzung durch das Verwal­
tungsgericht können die Einleitungsbehörde und 
der Beamte Beschwerde beim Verwaltungsge­
richtshof einlegen. 

(5) Wird der Beamte im gerichtlichen Verfahren 
wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrig­
keit freigesprochen, kann wegen der Tatsachen, die 
Gegenstand der gerichtlichen Entscheidung waren, 
ein Disziplinarverfahren nur dann eingeleitet oder 
fortgesetzt werden, wenn diese Tatsachen, ohne den 
Tatbestand einer Strafvorschrift oder einer Buß­
geldvorschrift zu erfüllen, ein Dienstvergehen ent­
halten. 

Art. 18 

Tatsächliche Feststellungen 
in anderen Verfahren 

(1) lDie tatsächlichen Feststellungen eines 
rechtskräftigen Urteils im Strafverfahren oder 
Bußgeldverfahren, auf denen die Entscheidung be­
ruht, sind im Disziplinarverfahren, das denselben 
Sachverhalt zum Gegenstand hat, für den Dienst­
vorgesetzten, die Einleitungsbehörde, den Untersu­
chungsführer und das Gericht bindend. 2Das Ge­
richt hat jedoch die nochmalige Prüfung solcher 
Feststellungen zu beschließen, deren Richtigkeit 
seine Mitglieder mit Stimmenmehrheit bezweifeln; 
dies ist in den Urteilsgründen (Art. 72) zum Aus­
druck zu bringen. 

(2) Die in einem anderen gesetzlich geordneten 
Verfahren getroffenen tatsächlichen Feststellun­
gen sind ni~ht bindend, können aber der Entschei­
dung im Disziplinarverfahren mit Einverständnis 
aller Beteiligten ohne nochmalige Prüfung zugrun-
degelegt werden. . 
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Art. 19 
Fortsetzung des Disziplinarverfahrens 

bei Dienstherrnwechsel oder Begründung 
eines neuen Beamtenverhältnisses 

Wird ein Beamter zu einem anderen Dienstherrn 
versetzt, tritt er nach Kapitel 11 Abschnitt 111 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes (BRRG) zu einem 
anderen Dienstherrn über oder scheidet er aus ei­
nem Beamtenverhältnis aus und wird innerhalb 
von sechs Monaten ein neues Beamtenverhältnis 
nach bayerischem Beamtenrecht begründet, wird 
das Disziplinarverfahren in dem Stadium fortge­
setztl in dem es sich im Zeitpunkt der Versetzung, 
des Übertritts oder des Ausscheidens des Beamten 
aus dem Beamtenverhältnis befunden hat. 

Art. 20 

Verhandlungsunfähigkeit und Abwesenheit 
des Beamten 

(1) Der Einleitung oder Fortsetzung eines Diszi­
plinarverfahrens steht nicht entgegen, daß der Be­
amte verhandlungsunfähig oder durch Abwesen­
heit an der Wahrnehmung seiner Rechte gehindert 
ist. 

(2) 1 In diesem Fall bestellt das Amtsgericht auf 
Antrag der Einleitungsbehörde einen Pfleger als 
gesetzlichen Vertreter zur Wahrnehmung der 
Rechte des Beamten in dem Verfahren. 2Der Pfle­
ger muß Beamter oder Ruhestandsbeamter sein. 
3Die Vorschriften des Gesetzes über die Angelegen­
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit für das Ver­
fahren bei Anordnung einer Pflegschaft nach den 
§§ 1910, 1911 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) 
gelten entsprechend. 

Art. 21 
Amts- und Rechtshilfe 

(1) Die Gerichte und Verwaltungsbehörden haben 
auf Ersuchen des Dienstvorgesetzten, der Einlei­
tungsbehörde, des Untersuchungsführers oder des 
Vorsitzenden eines Gerichts in Disziplinarsachen 
Amts- und Rechtshilfe zu leisten; diese Pflicht be­
steht auch gegenüber den entsprechenden Stellen 
beim Bund und in den Ländern. 

(2) lUm die eidliche Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen können im Inland die Amtsge­
richte und die Verwaltungsgerichte ersucht werden. 
2Hat der Dienstvorgesetzte oder der Untersu­
chungsführer um die Vernehmung ersucht, ent­
scheidet das Gericht über die Vereidigung; soweit 
der Untersuchungsführer zur Vereidigung befugt 
ist (Art. 52), hat das Gericht dem Ersuchen um Ver­
eidigung zu entsprechen. 

Art. 22 
Beweiserhebung 

(1) lDie Stellen, die die Beweiserhebung anord­
nen (Dienstvorgesetzter, Untersuchungsführer, Ge­
richt), entscheiden über die Form, in der Beweise zu 
erheben sind. 2Art. 21 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 
3Niederschriften über Aussagen von Personen, die 
schon in einem anderen gesetzlich geordneten Ver-

fahren vernommen worden sind, können im Diszi­
plinarverfahren ohne nochmalige Vernehmung 
verwertet werden. 

(2) Über jede Beweiserhebung ist eine Nieder­
schrift aufzunehmen. 

(3) Dienstliche Auskünfte von Behörden, Gerich­
ten, Beamten, Richtern und sonstigen öffentlichen 
Bediensteten sind schriftlich anzufordern und zu 
erteilen. 

(4) Die Vereidigung von Zeugen und Sachver­
ständigen ist nur zulässig, wenn sie zur Sicherung 
des Beweises oder mit Rücksicht auf die Bedeutung 
der Aussage oder als Mittel zur Herbeiführung ei­
ner wahren Aussage erforderlich ist. 

Art. 23 

Ausschluß von Festnahme und Vorführung 
1 Der Beamte kann im Disziplinarverfahren we­

der verhaftet noch vorläufig festgenommen noch 
zwangsweise vorgeführt werden. 2Art. 54 bleibt un­
berührt. 

Art. 24 
Zustellung 

(1) lAnordnungen und Entscheidungen im Diszi­
plinarverfahren werden nur zugestellt, soweit es 
gesetzlich vorgeschrieben ist. 2Alle anderen Mittei­
lungen ergehen formlos. 

(2) 11m gerichtlichen Verfahren wird nach § 56 
Abs.2 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
zugestellt. 21m übrigen wird im Disziplinarverfah­
ren nach dem Bayerischen Verwaltungszustel­
lungs- und Vollstreckungsgesetz zugestellt. 

(3) Der Beamte muß Zustellungen und Mitteilun­
gen unter der Anschrift, die er seinem Dienstvorge­
setzten angezeigt hat, gegen sich gelten lassen. 

Art. 25 

Rechtsbehelfsbelehrung 

(1) Bei allen anfechtbaren Entscheidungen ist der 
Betroffene über die Möglichkeit der Anfechtung, 
über die Stelle, bei der das Rechtsmittel oder der 
Rechtsbehelf einzulegen ist, und über die Formen 
und Fristen der Anfechtung schriftlich zu belehren. 

(2) l§ 58 VwGO findet Anwendung. 2Der Beginn 
der Fristen nach Art. 10 Abs. 3 und Art. 11 Abs. 1 
Satz 2 wird nicht dadurch hinausgeschoben, daß die 
Belehrung nach Absatz 1 unterblieben oder nicht 
richtig erteilt ist. 

Art. 26 
Anwendung des Gerichtsverfassungsgesetzes und 

der Strafprozeßordnung 
1 Zur Ergänzung dieses Gesetzes sind die Vor­

schriften des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) 
über Sitzungspolizei, Gerichtssprache, Beratung 
und Abstimmung und der Strafprozeßordnung 
(StPO), insbesondere über die Ablehnung von Ge-
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richtspersonen, die nachträgliche Anhörung eines 
Beteiligten, die Berechnung der Fristen, die Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand, die Beweismit­
tel, die Beweisaufnahme, die Vernehmung des Be­
schuldigten und den Gang der Hauptverhandlung 
anzuwenden, soweit nicht die Eigenart des Diszipli­
narverfahrens entgegensteht. 2An die Stelle der in 
diesen Gesetzen genannten Fristen von einer Wo­
che tritt jeweils eine Frist von zwei Wochen. 

Abschnitt II 
Vorermittlungen 

Art. 27 

Ermittlungen des Dienstvorgesetzten 
(1) lWerden Tatsachen bekannt, die den Verdacht 

eines Dienstvergehens rechtfertigen, so veranlaßt 
der Dienstvorgesetzte die zur Aufklärung des Sach­
verhalts erforderlichen Ermittlungen (Vorermitt­
lungen). 2Dabei sind die belastenden, die entlasten­
den und die für die Bemessung der Disziplinarmaß­
nahme bedeutsamen Umstände zu ermitteln. 

(2) 1 Fallen einzelne abtrennbare Handlungen für 
die zu erwartende Disziplinarmaßnahme nicht be­
trächtlich ins Gewicht, so kann der Dienstvorge­
setzte die Vorermittlungen auf die übrigen Hand­
lungen beschränken. 2Die Beschränkung ist akten­
kundig zu machen. 3Die ausgeschiedenen Handlun­
gen können wieder in die Vorermittlungen einbezo­
gen werden. 4Werden ausgeschiedene Handlungen 
nicht wieder einbezogen, so ist ihre Verfolgung als 
Dienstvergehen nach dem bestands- oder rechts­
kräftigen Abschluß des Verfahrens nicht mehr 
zulässig. 

(3) Sobald sich herausstellt, daß ein förmliches 
Disziplinarverfahren einzuleiten ist, soll der 
Dienstvorgesetzte die Vorermittlungen abschließen 
und die Entscheidung der Einleitungsbehörde her­
beiführen. 

(4) ISobald es ohne Gefährdung des Ermittlungs­
zwecks möglich ist, ist dem Beamten zu eröffnen, 
welche Verfehlung ihm zur Last gelegt wird, und 
ihm Gelegenheit zu geben, sich zu äußern. 2Er ist 
gleichzeitig darauf hinzuweisen, daß es ihm beiste­
he, sich mündlich oder schriftlich zu äußern oder 
nicht zur Sache auszusagen und sich jederzeit des 
Beistands eines Verteidigers zu bedienen. 3Für die 
Abgabe einer schriftlichen Äußerung soll dem Be­
amten eine Frist von einem Monat gesetzt werden. 
4Über die Anhörung ist eine Niederschrift aufzu­
nehmen, von der dem Beamten eine Abschrift aus­
zuhändigen ist. 

(5) IDem Beamten ist zu gestatten, die Vorermitt­
lungsakten einschließlich der beigezogenen 
Schriftstücke einzusehen, soweit dies ohne Gefähr­
dung des · Ermittlungszwecks möglich ist. 2Nach 
Vermerk des Abschlusses der Vorermittlungen in 
den Akten (Art. 28 Abs. 1 Satz 1, Art. 29 Abs. 1 
Satz 5) ist unbeschränkte Akteneinsicht zu gewäh­
ren. 

Art. 28 

Einstellung des Verfahrens 
(1) IBeabsichtigt der Dienstvorgesetzte das Ver­

fahren einzustellen, weil er eine Disziplinarmaß­
nahme nicht für angezeigt oder nicht für zulässig 
hält oder durch die Errilittlungen ein Dienstverge­
hen nicht festgestellt worden ist, so teilt er dies dem 
Beamten mit, nachdem er den Abschluß der Vorer­
mittlungen in den Akten vermerkt hat. 2Auf Antrag 
des Beamten ist diesem das wesentliche Ergebnis 
der Vorermittlungen bekanntzugeben und ihm Ge­
legenheit zu einem abschließenden Gehör zu geben. 
3Auf diese Antragsmöglichkeiten ist der Beamte in 
der Mitteilung nach Satz 1 hinzuweisen. 

(2) IDanach stellt der Dienstvorgesetzte das Ver­
fahren ein und teilt die Einstellung dem Beamten 
mit. 2Auf Antrag des Beamten ist die Einstellung 
schriftlich zu begründen. 

(3) lUngeachtet der Einstellung kann der höhere 
Dienstvorgesetzte wegen desselben Sachverhalts 
eine Disziplinarmaßnahme verhängen oder die 
Einleitungsbehörde das förmliche Disziplinarver­
fahren einleiten. 2Art. 27 Abs.4 und 5 gelten ent­
sprechend. 

Art. 29 

Fortgang des Verfahrens 
(1) IBeabsichtigt der Dienstvorgesetzte eine Dis­

ziplinarverfügung zu erlassen, so hat er das wesent­
liche Ergebnis der Vorermittlungen dem Beamten 
bekanntzugeben. 2Der Beamte kann weitere Er­
mittlungen beantragen. 3Der Dienstvorgesetzte 
entscheidet, ob dem Antrag stattzugeben ist. 4Gibt 
er dem Antrag statt, so hat er auch das Ergebnis der 
weiteren Ermittlungen dem Beamten bekanntzuge­
ben. 5Der Abschluß der Vorermittlungen ist in den 
Akten zu vermerken. 6Danach ist dem Beamten Ge­
legenheit zu einem abschließenden Gehör zu geben; 
Art. 27 Abs. 4 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. 

(2) 1 Reicht die Disziplinarbefugnis des Dienstvor­
gesetzten aus, so erläßt er eine Disziplinarverfü­
gung. 2Andernfalls führt er die Entscheidung des 
höheren Dienstvorgesetzten oder der Einleitungs­
behörde herbei. 

Abschnitt III 
Disziplinarverfügung 

Art. 30 

Inhalt, Zuständigkeit 
(1) Durch Disziplinarverfügung können nur Ver­

weis und Geldbuße verhängt werden. 
(2) Jeder Dienstvorgesetzte ist zu Verweisen ge­

gen die ihm nachgeordneten Beamten befugt. 
(3) IGeldbußen können verhängen 

1. die oberste Dienstbehörde bis zum zulässigen 
Höchstbetrag (Art. 8), 
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2. die der obersten Dienstbehörde unmittelbar 
nachgeordneten Dienstvorgesetzten bis zur Hälf­
te des zulässigen Höchstbetrags, 

3. die übrigen Dienstvorgesetzten bis zu einelJ:l 
Viertel des zulässigen Höchstbetrags. 

2Sind einem der in Satz 1 Nrn. 2 und 3 genannten 
Dienstvorgesetzten nach Art. 36 die Befugnisse der 
Einleitungsbehörde übertragen, so kann dieser 
Geldbußen bis zum zulässigen Höchstbetrag ver­
hängen. 

(4) IDie oberste Dienstbehörde kann für ihren 
Geschäftsbereich die Befugnis der in Absatz 3 
Satz 1 Nr. 3 bezeichneten Dienstvorgesetzten zur 
Verhängung von Geldbußen durch Rechtsverord­
nung weiter abstufen oder ausschließen. 2Bei Be­
amten der Gemeinden, Gemeindeverbände und 
sonstigen unter der Aufsicht des Staates stehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf­
fentlichen Rechts kann das für die Rechtsaufsicht 
zuständige Staatsministerium die Zuständigkeit 
zur Verhängung von Verweisen und Geldbußen 
durch Rechtsverordnung abweichend von den Ab­
sätzen 2 und 3 regeln. 

(5) Gegen Bürgermeister, Landräte, Bezirkstags­
präsidenten und deren gewählte Stellvertreter 
(Art. 1 Nm. 1 bJs 3 KWBG) kann keine Disziplinar­
verfügung erlassen werden. 

Art. 31 
Form 

(1) Die Disziplinarverfügung ist zu begründen 
und vom Dienstvorgesetzten oder seinem allgemei­
nen Vertreter zu unterzeichnen; bei obersten 
Staatsbehörden kann die Zeichnungsbefugnis ei­
nem Abteilungsleiter übertragen werden. 

(2) Die Disziplinarverfügung ist dem Beamten 
zuzustellen. 

Art. 32 
Rechtsbehelfe 

(1) 1 Der Beamte kann gegen die Disziplinarverfü­
gung, wenn sie nicht von der obersten Dienstbehör­
de erlassen ist, innerhalb eines Monats nach Zu­
stellung schrütlich Beschwerde erheben. 2Die Be­
schwerde ist bei dem Dienstvorgesetzten, der die 
Disziplinarverfügung erlassen hat, einzulegen. 3Die 
Frist wird auch gewahrt, wenn während ihres Laufs 
die Beschwerde bei dem Dienstvorgesetzten ein­
geht, der über sie zu entscheiden hat. 

(2) IDer Dienstvorgesetzte, der die Disziplinar­
verfügung erlassen hat, ist nicht berechtigt, die Dis­
ziplinarmaßnahme aufzuheben oder zu mildern. 2Er 
hat die Beschwerde innerhalb von zwei Wochen 
dem nächsthöheren oder dem Dienstvorgesetzten 
vorzulegen, der von der obersten Dienstbehörde 
oder dem für die Rechtsaufsicht zuständigen 
Staatsministerium hierfür allgemein bestimmt ist. 
3Führt dieser vor der Entscheidung neue Ermitt­
lungen durch, gelten Art. 27 Abs. 4 und 5, Art. 28 
Abs. 1 und Art. 29 Abs. 1 entsprechend. 4Für die Be­
schwerdeentscheidung gilt Art. 31 sinngemäß. 

(3) lGegen die Disziplinarverfügung der obersten 
Dienstbehörde oder die Beschwerdeentscheidung 

kann der Beamte die Entscheidung des Verwal­
tungsgerichts beantragen. 2Der Antrag ist inner­
halb eines Monats nach Zustellung schriftlich ein­
zureichen; er soll begründet werden. 3Satz 1 gilt ent­
sprechend, wenn innerhalb von sechs Monaten 
nach Einlegung der Beschwerde nach Absatz 1 über 
diese noch nicht entschieden ist; diese Frist läuft 
nicht, solange das Verfahren nach Art. 17 ausge­
setzt ist. 4Absatz 1 Sätze 2 und 3 sowie Absatz 2 
Satz 1 gelten sinngemäß. 5Der Dienstvorgesetzte, 
der die angefochtene Entscheidung erlassen hat, 
legt den Antrag mit seiner Stellungnahme dem Ver­
waltungsgericht vor. BDas Verwaltungsgericht gibt 
dem Beamten Gelegenheit, sich zu der Stellung­
nahme des Dienstvorgesetzten zu äußern. 

(4) IDas Verwaltungsgericht kann Beweise wie 
im förmlichen Disziplinarverfahren erheben und 
mündliche Verhandlung anordnen. 2Auf Antrag des 
Beamten ist die mündliche Verhandlung durchzu­
führen; Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 3Das Ver­
waltungsgericht entscheidet über die Disziplinar­
verfügung oder die Beschwerdeentscheidung end­
gültig durch Beschluß. 4Es kann die Disziplinarver­
fügung oder die Beschwerdeentscheidung aufrecht­
erhalten, aufheben oder zugunsten des Beamten 
ändern. 5Es kann das Disziplinarverfahren mit Zu­
stimmung des Dienstvorgesetzten, der die ange­
fochtene Entscheidung erlassen hat, auch einstel­
len, wenn es ein Dienstvergehen zwar für erwiesen, 
nach dem gesamten Verhalten des Beamten eine 
Disziplinarmaßnahme aber nicht für angebracht 
hält. BDie Entscheidung ist dem Beamten und dem 
Dienstvorgesetzten zuzustellen. 

Art. 33 
Erneute Ausübung der Disziplinarbefugnis 

(1) Bestätigt das Verwaltungsgericht im Fall des 
Art. 32 Abs. 4 die angefochtene Entscheidung, mil­
dert es die Disziplinarmaßnahme, stellt es das Dis­
ziplinarverfahren nach Art. 32 Abs. 4 Satz 5 ein oder 
stellt es ein Dienstvergehen nicht fest und hebt es 
aus diesem Grund die Disziplinarverfügung auf, ist 
eine erneute Ausübung der Disziplinarbefugnis zu­
gunsten oder z1,lungunsten des Beamten nur durch 
den höheren Dienstvorgesetzten oder die oberste 
Dienstbehörde und nur aus den Gründen des Art. 87 
Abs. 1 Nm. 1 bis 3 zulässig. 

(2) 11m übrigen können der höhere Dienstvorge­
setzte oder die oberste Dienstbehörde eine Diszipli­
narverfügung oder eine Beschwerdeentscheidung 
der nachgeordneten Dienstvorgesetzten, die ober­
ste Dienstbehörde auch ihre eigene Entscheidung 
jederzeit aufheben. 2Sie können in der Sache neu 
entscheiden oder die Einleitung des förmlichen 
Disziplinarverfahrens veranlassen. 3Eine Verschär­
fung der Maßnahme nach Art und Höhe oder die 
Einleitung des förmlichen Disziplinarverfahrens ist 
nur zulässig, wenn die Disziplinarverfügung inner­
halb von sechs Monaten nach ihrem Erlaß aufgeho­
ben worden ist, oder wenn nach ihrem Erlaß wegen 
desselben Sachverhalts ein rechtskräftiges Urteil 
auf Grund von tatsächlichen Feststellungen ergeht, 
die von den der Disziplinarverfügung zugrundelie­
genden tatsächlichen Feststellungen abweichen. 

(3) IVor'der Entscheidung nach Absatz 2 Satz 2 ist 
der Beamte zu hören. 2Art.27 Abs.4 und 5, Art. 29 
Abs. 1 gelten entsprechend. 
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Abschnitt IV 
Einleitung des förmlichen 

Disziplinarverfahrens 

Art. 34 

Einleitung 
(1) IDas förmliche Disziplinarverfahren gliedert 

sich in die Untersuchung und in das gerichtliche 
Verfahren. 2Es wird durch schriftliche Verfügung 
der Einleitungsbehörde eingeleitet. 3Sie ist vom 
Leiter der Einleitungsbehörde oder seinem allge­
meinen Vertreter zu unterzeichnen; bei obersten 
Staatsbehörden kann die Zeichnungsbefugnis ei­
nem Abteilungsleiter übertragen werden. 4Die Ver­
fügung wird dem Beamten zugestellt; die Einleitung 
wird mit der Zustellung wirksam. 

(2) 1 Fallen einzelne abtrennbare Handlungen für 
die zu erwartende Disziplinarmaßnahme nicht be­
trächtlich ins Gewicht, so kann die Einleitungsbe­
hörde das Verfahren auf die übrigen Handlungen 
beschränken. 2Die Beschränkung ist aktenkundig 
zu machen. 3Die ausgeschiedenen Handlungen 
können wieder in das Verfahren einbezogen wer­
den. 4Werden ausgeschiedene Handlungen nicht 
wieder einbezogen, ist ihre Verfolgung als Dienst­
vergehen nach dem bestands- oder rechtskräftigen 
Abschluß des Verfahrens nicht mehr zulässig. 

Art. 35 

Disziplinarverfahren auf Antrag des Beamten 

1 Der Beamte kann die Einleitung des förmlichen 
Disziplinarverfahrens gegen sich beantragen, um 
sich von dem Verdacht eines Dienstvergehens zu 
reinigen. 2Lehnt die Einleitungsbehörde den Antrag 
ab, hat sie dem Beamten bekanntzugeben, daß sie 
die Einleitung nicht für gerechtfertigt hält. 3Der Be­
amte kann innerhalb von zwei Wochen nach der 
Bekanntgabe eine schriftliche Begründung der 
Entscheidung beantragen. 4Wird dabei in den Grün­
den festgestellt, daß ein Dienstvergehen vorliegt, 
oder wird offen gelassen, ob ein Dienstvergehen 
vorliegt, kann der Beamte die Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts beantragen. 5Der Antrag ist 
innerhalb eines Monats nach Zustellung der be­
gründeten Entscheidung schriftlich einzureichen 
und zu begründen. 6 Art. 32 Abs. 4 Sätze 1, 2 und 5 
gelten entsprechend. 

Art. 36 

Einleitungsbehörde 
(1) lEinleitungsbehörde für die Beamten des 

Staates ist die oberste Dienstbehörde. 2Die Staats­
ministerien können ihre Befugnisse als Einlei­
tungsbehörde durch Rechtsverordnung auf unmit­
telbar nachgeordnete Behörden übertragen. 

(2) lEinleitungsbehörden für Beamte der Ge­
meinden, Gemeindeverbände und der sonstigen un­
ter der Aufsicht des Staates stehenden Körperschaf­
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts sind das für die Rechtsaufsicht zuständige 

Staatsministerium oder die von diesem durch 
Rechtsverordnung bestimmten Behörden. 2In Dis­
ziplinarsachen der Bürgermeister, der Landräte, 
der Bezirksta~spräsidenten und ihrer gewählten 
Stellvertreter (Art. 1 Nrn. 1 bis 3 KWBG) ist die für 
den Dienstherrn zuständige Rechtsaufsichtsbehör­
de Einleitungsbehörde. 

(3) lStaatsministerien, die nach Absatz 1 Satz 2 
die Befugnisse der Einleitungsbehörde auf andere 
Behörden übertragen haben, sowie die nach Absatz 2 
Satz 1 zuständigen Staatsministerien können die 
Befugnisse der Einleitungsbehörde im Einzelfall in 
jedem Stand des Verfahrens an sich ziehen. 2Wird 
von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht, ist dies 
dem Beamten und seinem Verteidiger, nach An­
hängigkeit beim Gericht auch diesem mitzuteilen. 
3Mit der Zustellung der Mitteilung an den Beamten 
wird die Zuständigkeit des Staatsministeriums als 
Einleitungsbehörde begründet. 

(4) lZuständig ist die Einleitungsbehörde, der der 
Beamte im Zeitpunkt der Einleitung untersteht. 
2Die. Zuständigkeit wird durch eine Beurlaubung 
oder Abordnung des Beamten nicht berührt. 

(5) Nach Einleitung des förmlichen Disziplinar­
verfahrens geht in den Fällen des Art. 19 die Zu­
ständigkeit auf die Einleitungsbehörde des neuen 
Dienstherrn über. 

Art. 37 

Disziplinarverfahren 
gegen Beamte mit mehreren Ämtern oder 

gegen mehrere Beamte 

(1) lBekleidet ein Beamter mehrere Ämter, die 
nicht im Verhältnis von Haupt- und Nebenamt ste­
hen, und beabsichtigt die Einleitung:sbehörde, zu 
deren Geschäftsbereich eines dieser Amter gehört, 
ein förmliches Disziplinarverfahren gegen ihn ein­
zuleiten, teilt sie dies den für die anderen Ämter zu­
ständigen Einleitungsbehörden mit. 2Ein weiteres 
Disziplinarverfahren kann gegen den Beamten we­
gen desselben Sachverhalts nicht eingeleitet wer-
den. . 

(2) Bekleidet ein Beamter mehrere Ämter, die im 
Verhältnis von Haupt- und Nebenamt stehen, kann 
nur die für das Hauptamt zuständige Einleitungs­
behörde ein förmliches Disziplinarverfahren gegen 
ihn einleiten. 

(3) 1 Die Einleitungsbehörde kann Disziplinarver­
fahren, die sie gegen mehrere Beamte wegen des­
selben Sachverhalts eingeleitet hat, bis zum Ein­
gang der Anschuldigungsschrift beim Verwaltungs­
gericht (Art. 61) durch Verfügung miteinander ver­
binden und wieder trennen. 2Sind mehrere Einlei­
tungsbehörden beteiligt, entscheidet auf Antrag ei­
ner Einleitungsbehörde für die beteiligten Einlei­
tungsbehörden die zuständige oberste Dienstbe­
hörde (Art. 36 Abs. 1 Satz 1) oder das für die 
Rechtsaufsicht zuständige Staatsministerium 
(Art. 36 Abs. 2) oder, wenn mehrere dieser Behörden 
zuständig sind, diese gemeinsam über Verbindung 
und Trennung der Verfahren und darüber, welche 
Einleitungsbehörde für den Fortgang des Verfah­
rens zuständig ist. 
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Abschnitt V 
Verteidigung 

Art. 38 

(1) IDer Beamte kann sich im Disziplinarverfah­
ren des Beistands eines Verteidigers bedienen. 
2Entsprechendes gilt in den Fällen der Art. 111 bis 
114 und 116. 3Von Amts wegen wird ein Verteidiger 
nur im Fall des Art. 54 Abs. 1 Satz 3 bestellt 4Der 
Verteidiger ist zu den Anhörungen des Beamten in 
den Vorermittlungen sowie zu allen Vernehmungen 
und Beweiserhebungen in der Untersuchung und 
im gerichtlichen Verfahren, abgesehen von Be­
schlagnahmen und Durchsuchungen, zu laden. 5Von 
allen Entscheidungen und Verfügungen der Einlei­
tungsbehörde, des Untersuchungsführers und des 
Gerichts, die dem Beamten zuzustellen sind, ist dem 
Verteidiger eine Abschrift zu übersenden. 8Dem 
Verteidiger steht das Recht, Einsicht 1n die Akten 
zu nehmen, in gleichem Umfang zu wie dem Beam­
ten. 

(2) Verteidiger können die bei einem Gericht im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes zugelassenen 
Rechtsanwälte sowie Rechtslehrer an Hochschulen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes und Vertre­
ter der Gewerkschaften und Berufsverbände der 
Beamten mit Sitz im Geltungsbereich des Grundge­
setzes, Beamte und Ruhestandsbeamte sein, sofern 
sie nicht zu den in Art. 45 Nrn. 4 und 6 bezeichneten 
Personen gehören; vor dem Verwaltungsgerichts­
hof ist nur zugelassen, wer die Befähigung zum 
Richteramt hat oder die Voraussetzungen des § 110 
Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes (DRiG) er­
füllt. 

Abschnitt VI 
Gerichtsverfa ssung 

Art. 39 

Rechtsweg 

(1) Die Disziplinargerichtsbarkeit wird von den 
Verwaltungsgerichten und vom Verwaltungsge­
richtshof ausgeübt. 

(2) Die Verwaltungsgerichte, an denen Kammern 
für Disziplinarsachen errichtet sind, und der Ver­
waltungsgerichtshof sind für die Entscheidung im 
förmlichen Disziplinarverfahren und für die rich­
terliche Nachprüfung der auf Grund dieses Geset­
zes ergehenden Anordnungen und Entscheidungen 
mit Ausnahme der Entscheidungen nach Art. 71 
Abs. 7, Art. 100 Abs. 7 ausschließlich zuständig. 

(3) IDas Staatsministerium des Innern b~stimmt 
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der 
Finanzen durch Rechtsverordnung, bei welchen 
Verwaltungsgerichten Kam mern für Disziplinarsa­
chen zu bilden sind und auf welche Regierungsbe­
zirke sich die Zuständigkeit dieser Kammern er­
streckt. 2Die Bezirke der Kammern können nur zu 
Beginn des Geschäftsj ahres geändert werden. 

Art. 40 

Örtliche Zuständigkeit 
(1) IÖrtlich zuständig ist das Verwaltungsgericht 

(Kammer für Disziplinarsachen), in dessen Bezirk 
der Ort liegt, der bei Zustellung der Disziplinarver­
fügung oder bei Einleitung des förmlichen Diszipli­
narverfahrens dienstlicher Wohnsitz des Beamten 
war. 2Liegt der dienstliche Wohnsitz außerhalb 
Bayerns, ist das Verwaltungsgericht München zu­
ständig. 

(2) IBei Ruhestandsbeamten ist der Wohnsitz 
oder, wenn ein Wohnsitz in Bayern nicht besteht, 
der letzte dienstliche Wohnsitz maßgebend. 2Liegt 
dieser außerhalb Bayerns, so ist das Verwaltungs­
gericht München zuständig . . 

Art. 41 

Bestimmung des zuständigen Gerichts 

Streitigkeiten über die Zuständigkeit von Ver­
waltungsgerichten entscheidet auf Antrag eines 
Gerichts, der Einleitungsbehörde oder des Beamten 
der Verwaltungsgerichtshof durch Beschluß. 

Art. 42 

Gerichtsverfass~.mg 

Für die Gerichtsverfassung gelten die Vorschrif­
ten der Verwaltungsgerichtsordnung und des Ge­
setzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichts­
ordnung, soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist. 

Art. 43 

Besetzung der Kammer für Disziplinarsachen 

(1) Die Kammer für Disziplinarsachen entschei­
det in der Besetzung mit einem Richter als Vorsit­
zendem und zwei Beamtenbeisitzern als ehrenamt­
lichen Richtern. 

(2) 1 Die Beamtenbeisitzer müssen Beamte auf 
Lebenszeit oder kommunale Wahlbeamte sein. 
2Einer der Beamtenbeisitzer muß die Befähigung . 
zum Richteramt hab.en oder die Voraussetzungen 
des § 110 Satz 1 DRiG erfüllen. 3Einer der Beisitzer 
soll der Laufbahngruppe und möglichst dem Ver­
waltungszweig des beschuldigten Beamten angehö­
ren; richtet sich das Verfahren gegen einen kom­
munalen Wahlbeamten, muß ein Beisitzer kommu­
naler Wahlbeamter sein. 4Kommunale Ehrenbeam­
te können nur in Disziplinarverfahren gegen kom­
munale Ehrenbeamte als Beisitzer mitwirken. 

(3) Die Kammern entscheiden mit einfacher 
Stimmenmehrheit. 

Art. 44 

Beamtenbeisitzer 

(1) IDas Staatsministerium des Innern stellt für 
jeweils sechs Kalenderjahre für jedes Verwal­
tungsgericht, an dem eine Kammer für Disziplinar­
sachen gebildet ist, eine Liste von Beamten mit dem 
dienstlichen Wohnsitz im Kammerbezirk auf, aus 
der die Beamtenbeisitzer auszulosen sind. 2Die 
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Staatsministerien, die kommunalen Spitzenver­
bände und die Berufsverbände der Beamten (Art. 4 
Abs. 2 des Gesetzes über den Senat) können für die 
~ufnahme von Beamten in die Listen Vorschläge 
machen. 3In den Listen sind getrennt die Beamten, 
die die Befähigung zum Richteramt haben oder" die 
Voraussetzungen des § 110 Satz 1 DRiG erfüllen, die 
kommunalen Wahlbeamten und die anderen Beam­
ten, gegliedert nach Laufbahngruppen und Verwal­
tungszweigen, aufzuführen. 4Das Staatsministe­
rium des Innern übersendet die Listen dem Verwal­
tungsgerichtshof und nach Abschluß der Auslosung 
für den Verwaltungsgerichtshof (Art. 49 Abs. 3) den 
Verwaltungsgerichten, an denen Kammern für Dis­
ziplinarsachen gebildet sind. 

(2) lAus den in den Vorschlagslisten genannten 
Beamten, die vom Verwaltungsgerichtshof nicht 
ausgelost worden sind, werden durch zwei vom Prä­
sidium des Verwaltungsgerichts bestimmte Richter 
für jede Kammer rechtskundige und andere Beam­
tenbeisitzer aus der für den Kammerbezirk erstell­
ten Vorschlagsliste auf die Dauer von sechs Kalen­
derjahren ausgelost und in der Reihenfolge der 
Auslosung in Listen eingetragen. 2Für Fälle unvor­
hergesehener Verhinderung von Beamtenbeisit­
zern sind Ersatzbeisitzer auszulosen und in Hilfsli­
sten einzutragen. 3Über die Auslosung wird vom 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eine Nieder­
schrift aufgenommen. 4Die Vorsitzenden der Kam­
mern setzen die Beamtenbeisitzer von ihrer Auslo-

" sung in Kenntnis. 

(3) lBei der Heranziehung der Beamtenbeisitzer 
und Ersatzbeisitzer ist unter Berücksichtigung von 
Art. 43 Abs. 2 Satz 3 die Reihenfolge einzuhalten, die 
sich aus der Eintragung in die Listen ergibt. 2Wird 
die Auslosung weiterer Beamtenbeisitzer erforder­
li~h, ist sie nur für den Rest der Amtsperiode vorzu­
nehmen. 3Die näheren Einzelheiten regelt das Prä­
sidium durch eine Geschäftsordnung, die der Ge­
nehmigung des Staatsministeriums des Innern be­
darf. 

(4) Der Beamtenbeisitzer hat vor Antritt seines 
Amts den Richtereid nach Art. 5 Abs. 3 des Bayeri­
schen Richtergesetzes zu leisten. 

Art. 45 

Ausschluß von Richtern und Beamtenbeisitzern 

lEin Richter oder ein Beamtenbeisitzer ist von 
der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes aus­
geschlossen, wenn er 

1. durch das Dienstvergehen verletzt ist, 
2. Ehegatte oder gesetzlicher Vertreter des beschul­

digten Beamten oder des Verletzten ist oder war, 
3. mit dem Beamten oder mit dem Verletzten in ge­

rader Linie verwandt, verschwägert oder durch 
Annahme an Kindes Statt verbunden, in der Sei­
tenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis 
zum zweiten Grad verschwägert ist, auch wenn 
die Ehe, durch welche die Schwägerschaft be­
gründet ist, nicht mehr besteht, 

4. in dem Disziplinarverfahren gegen den Beamten 
tätig gewesen oder als Sachverständiger oder 
Zeuge gehört worden ist, 

5. in einem sachgleichen Strafverfahren oder Buß­
geldverfahren gegen den Beamten beteiligt war, 

6. Dienstvorgesetzter des Beamten oder bei dem 
Dienstvorgesetzten mit der Bearbeitung von Per­
sonalangelegenheiten befaßt ist, 

7. in seiner Eigenschaft als Mitglied einer Personal­
vertretung mit dem Gegenstand des Disziplinar­
verfahrens befaßt war. 

2Ein Beamtenbeisitzer ist auch ausgeschlossen, 
wenn er der Dienststelle des Beamten angehört. 

Art. 46 
Unentschuldigtes Ausbleiben 

(1) lDer Vorsitzende kann Beamtenbeisitzern, die 
sich ohne vorherige Entschuldigung ihren Pflichten 
entziehen, die dadurch verursachten Auslagen auf­
erlegen. 2Bei nachträglicher genügender Entschul­
digung kann er seine Anordnung ganz oder teilwei­
se aufheben. 

(2) lAuf Antrag des Betroffenen entscheIdet das 
Verwaltungsgericht endgültig. 2Der Betroffene darf 
bei der Entscheidung nicht mitwirken. 3Art.105Abs.2 
und 3 gelten entsprechend. 

Art. 47 

Verbot der Amtsausübung 

Ein Beamtenbeisitzer, gegen den ein förmliches 
Disziplinarverfahren oder wegen eines Verbre­
chens oder vorsätzlichen Vergehens ein Strafver­
fahren eingeleitet oder dem nach Art. 68 Abs." 1 
BayBG die Führung seiner Dienstgeschäfte verbo­
ten wurde, ist während dieses Verfahrens oder der 
Dauer des Verbots zur Ausübung seines Amts nicht 
heranzuziehen. 

Art. 48 
Erlöschen des Amts 

(1) lDas Amt eines Beamtenbeisitzers erlischt, 
wenn er 

1. im Strafverfahren rechtskräftig zu einer Frei­
heitsstrafe verurteilt oder wenn im Disziplinar­
verfahren eine Geldbuße oder eine schwerere 
Disziplinarmaßnahme rechtskräftig verhängt 
wird, 

2. in ein Amt außerhalb des Bezirks der Kammer, 
der er zugeteilt ist, versetzt wird oder 

3. auf andere Weise als durch Versetzung oder Be­
" förderung aus dem Hauptamt ausscheidet, das er 
bei seiner Bestellung bekleidet hat. 

2Satz 1 Nr. 3 gilt nicht für kommunale Wahlbeamte, 
die in das gleiche Amt unmittelbar anschließend an 
ihre bisherige Amtszeit wiedergewählt werden. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 tritt das Er­
löschen des Amts als Beisitzer mit Ablauf eines Mo­
nats nach Bekanntgabe der Versetzung ein, es sei 
denn, daß der Beamte dem Erlöschen des Beisitzer­
amts widersprochen hat. 
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Art. 49 
Disziplinarsenate 

(1) Für Disziplinarsachen werden beim Verwal­
tungsgerichtshof Disziplinarsenate gebildet. 

(2) lDie Disziplinarsenate entscheiden in der Be­
setzung von drei Richtern und zwei Beamtenbeisit­
zern als ehrenamtliche Richter, bei Beschlüssen 
außerhalb der mündlichen Verhandlung in der Be­
setzung von drei Richtern. 2Art. 43 Abs. 2 und 3 gel­
ten entsprechend. 

(3) lDie Beamtenbeisitzer werden durch zwei 
vom Präsidium des Verwaltungsgerichtshofs be­
stimmte Richter der Disziplinarsenate aus den Be­
amten ausgelost, die dem Verwaltungsgerichtshof 
als Beisitzer benannt sind (Art. 44 Abs. 1). 2Art. 44 
Abs. 2 bis 4 gelten entsprechend. 3Der Verwaltungs­
gerichtshof teilt den Verwaltungsgerichten, an de­
nen Kammern für Disziplinarsachen gebildet sind, 
die Namen der ausgelosten Beamten mit. 

(4) Im übrigen gelten für die Disziplinarsenate 
Art. 45 bis 48 entsprechend. 

Abschnitt VII 
Untersuchung und Anschuldigung 

Art. 50 
Untersuchung, Untersuchungsführer 

(1) lNach Einleitung des förmlichen Disziplinar­
verfahrens wird eine Untersuchung durchgeführt. 
2Von dieser kann abgesehen werden, wenn der Be­
amte in den Vorermittlungen, insbesondere zu den 
Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils im 
Strafverfahren oder Bußgeldverfahren, die zu sei­
nem Nachteil verwendet werden sollen, gehört wor­
den ist und der Sachverhalt sowie die für die Be­
messung einer Disziplinarmaßnahme bedeutsamen 
Umstände aufgeklärt sind oder bei Beamten auf 
Probe eine Untersuchung nach Art. 116 Abs. 1 er­
folgt ist; die Einleitungsbehörde hat dem Beamten 
davon Kenntnis zu geben. 31st von der Untersu­
chung abgesehen worden, dürfen Feststellungen ei­
nes später ergangenen rechtskräftigen Urteils im 
Strafverfahren oder Bußgeldverfahren zum Nach­
teil des Beamten nur verwendet werden, wenn die­
ser hierzu nachträglich gehört worden ist. 

(2) 1 Die Einleitungsbehörde bestellt bei oder nach 
der Einleitung einen Beamten oder Richter zum 
Untersuchungsführer und teilt dies dem beschul­
digten Beamten mit. 2Beamte können zu Untersu­
chungsführern nur bestellt werden, wenn sie die 
Befähigung zum Richteramt haben oder die Vor­
aussetzungen des § 110 Satz 1 DRiG erfüllen. 

(3) 1 Der Untersuchungsführer ist in der Durch­
führung der Untersuchung unabhängig und an Wei­
sungen nicht gebunden. 2Sein Amt erlischt aus den 
gleichen Gründen wie das Amt eines Beamtenbei-

sitzers nach Art. 48 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 3 und 
Satz 2. 3Es erlischt ferner, wenn gegen ihn das förm­
liche Disziplinarverfahren eingeleitet oder wegen 
eines Verbrechens oder vorsätzlichen Vergehens 
die öffentliche Klage im strafgerichtlichen Verfah­
ren erhoben wird. 4Der Untersuchungsführer kann 
gegen seinen Willen nur abberufen werden, wenn er 
dienstunfähig ist und mit der Wiederherstellung 
seiner Dienstfähigkeit innerhalb der nächsten zwei 
Monate nicht zu rechnen ist. 

(4) 1 Fürden UntersuchungsführergeltenArt.45und 
§ 24 Abs. 1 und 2, §§ 25, 26, 26a Abs. 1, §§ 29, 30 StPO 
entsprechend. 2Maßgebender Zeitpunkt für die Ab­
lehnung im Sinn des § 25 Abs. 1 StPO ist das Ende 
der erstmaligen Vernehmung des Beamten. 3Über 
die Ablehnung entscheidet das Verwaltungsgericht 
endgültig. 

Art. 51 

Schriftführer 
(1) Der Untersuchungsführer hat bei allen Ver­

nehmungen und Beweiserhebungen einen Schrift­
führer zuzuziehen und ihn, wenn er nicht Beamter 
ist, auf die gewissenhafte Führung dieses Amts und 
auf Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(2) 1 Für den Schriftführer gelten Art. 50 Abs. 4 
Sätze 1 und 2 entsprechend. 2Uber die Ablehnung 
des Schriftführers entscheidet der Untersuchungs­
führer. 3Die Entscheidung ist dem Beamten zuzu­
stellen. 4Gegen die Entscheidung ist binnen zwei 
Wochen ab Zustellung Beschwerde an das Verwal­
tungsgericht zulässig, das endgültig entscheidet. 

Art. 52 
Befugnisse des Untersuchungsführers 

1 Der Untersuchungsführer darf Zeugen und 
Sachverständige eidlich vernehmen, wenn es zur 
Sicherung des Beweises erforderlich ist. 2Beschlag­
nahmen und Durchsuchungen dürfen nur auf An­
ordnung des örtlich zuständigen Verwaltungsge­
richts, bei Gefahr im Verzug auch auf Anordnung 
des Untersuchungsführers durch die .sonst dazu be­
rufenen Behörden durchgeführt werden. 3Wird die 
Beschlagnahme oder Durchsuchung vom Untersu­
chungsführer angeordnet, so kann der hiervon Be­
troffene binnen zwei Wochen die Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts über die Rechtmäßigkeit der 
Maßnahme beantragen. 4Der Antrag hat keine auf­
schiebende Wirkung. 

Art. 53 
Vernehmung des Beamten 

1 Der Beamte ist zu Beginn der Untersuchung zu 
laden und, falls er erscheint, zu vernehmen, auch 
wenn er bereits während der Vorermittlungen ge­
hört worden ist. 21st er aus zwingenden Gründen am 
Erscheinen verhindert und hat er dies unverzüglich 
mitgeteilt, ist er erneut zu laden. 
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Art. 54 

Gutachten über den psychischen Zustand 

(1) IZur Vorbereitung eines Gutachtens über den 
psychischen Zustand des Beamten kann das Ver­
waltungsgericht nach Anhörung eines Sachver­
ständigen auf Antrag des Untersuchungsführers 
anordnen, daß der Beamte in einem öffentlichen 
psychiatrischen Krankenhaus untergebracht und 
untersucht wird. 2Der Untersuchungsführer hat den 
Beamten von dem Antrag in Kenntnis zu setzen. 
3Hat der Beamte nicht selbst einen Verteidiger bei­
gezogen, bestellt der Vorsitzende von Amts wegen 
für das Unterbringungsverfahren einen Verteidi­
ger. 

(2) IÜber einen Antrag nach Absatz 1 Satz 1 ent­
scheidet das Verwaltungsgericht ohne mündliche 
Verhandlung durch Beschluß. 2Gegen den Beschluß 
ist Beschwerde zulässig; sie hat aufschiebende Wir­
kung. 3Die Beschwerde steht dem Beamten sowie 
dem Untersuchungsführer zu. 

(3) Die Unterbringung in dem Krankenhaus darf 
nicht länger als sechs Wochen dauern. 

Art. 55 

Beweiserhebung, Akteneinsicht 
(1) IDer Beamte ist zu allen Beweiserhebungen, 

abgesehen von Beschlagnahmen und Durchsu­
chungen, zu laden. 2Der Untersuchungsführer kann 
den Beamten von der Teilnahme ausschließen, 
wenn er dies aus besonderen dienstlichen Gründen 
oder mit Rücksicht auf den Untersuchungszweck 
für erforderlich hält; der Beamte ist jedoch über das 
Ergebnis dieser Beweiserhebung zu unterrichten. 

(2) I Der Untersuchungsführer hat Beweisanträ­
gen des Beamten oder der Einleitungsbehörde 
stattzugeben, soweit sie für die Tat- oder Schuldfra­
ge, die Bemessung einer Disziplinarmaßnahme 
oder für die Gewährung eines Unterhaltsbeitrags 
(Art. 71) von Bedeutung sein können. 2Die Entschei­
dung über einen Beweisantrag kann nicht ange­
fochten werden. 

(3) Dem Beamten ist zu gestatten, die Akten und 
beigezogenen Schriftstücke einzusehen, soweit dies 
ohne Gefährdung des Untersuchungszwecks mög­
lieh ist. 

Art. 56 

Stellung der Einleitungsbehörde 

(1) IDie Einleitungsbehörde kann sich jederzeit 
über den Stand des Verfahrens unterrichten. 2Sie 
ist zu allen Vernehmungen des Beamten und zu al­
len Beweiserhebungen, abgesehen von Beschlag­
nahmen und Durchsuchungen, zu laden. 3Auf Ver­
langen ist ihr Einsicht in die Akten zu gewähren. 

(2) I Die Einleitungsbehörde kann beantragen, die 
Untersuchung auf neue Punkte, die den Verdacht 
eines Dienstvergehens rechtfertigen, zu erstrecken. 
2Der Untersuchungsführer muß dem Antrag ent­
sprechen; er kann von sich aus die Untersuchung 
auf neue Punkte ausdehnen, wenn die Einleitungs­
behörde zustimmt. 3Der Untersuchungsführer hat 
dem Beamten Gelegenheit zu geben, sich auch zu 
den neuen Anschuldigungen zu äußern. 

(3) 1 Eine Beschränkung des Disziplinarverfah­
rens nach Art. 34 Abs. 2 durch die Einleitungsbehör­
de ist für den Untersuchungsführer bindend. 2Die 
Einleitungsbehörde kann auch während der Durch­
führung der Untersuchung eine solche Beschrän­
kung des Disziplinarverfahrens vornehmen oder 
ausgeschiedene Handlungen wieder in das Verfah­
ren einbeziehen. 

Art. 57 

Abschließende Anhörung 
(1) 1 Hält der Untersuchungsführer den Zweck der 

Untersuchung für erreicht, hat er dem Beamten Ge­
legenheit zu geben, sich abschließend zu äußern. 
2Wird der Beamte abschließend mündlich gehört, 
ist hierzu die Einleitungsbehörde zu laden. 

(2) Nach der abschließenden Anhörung des Be­
amten legt der Untersuchungsführer die Akten mit 
einem zusammenfassenden Bericht der Einlei­
tungsbehörde vor. 

Art. 58 

Einstellung des Verfahrens 

(1) lDie Einleitungsbehörde hat das förmliche 
Disziplinarverfahren, solange es noch nicht beim 
Verwaltungsgericht anhängig ist, einzustellen, 
wenn 

1. es nicht rechtswirksam eingeleitet oder sonst un­
zulässig ist, 

2. der Beamte stirbt, 

3. der Beamte aus dem Beamtenverhältnis aus­
scheidet, ohne in den Ruhestand zu treten, und 
das Verfahren nicht nach Art. 19 fortzusetzen ist, 

4. bei einem Ruhestandsbeamtendie Folgeneinerge­
richtlichen Verurteilung nach § 59 Abs.1 BeamtVG 
eintreten, 

5. der Ruhestandsbeamte auf seine Rechte als sol­
cher der obersten Dienstbehörde gegenüber 
schriftlich verzichtet, 

6. bei einem Ruhestandsbeamten die Kürzung oder 
Aberkennung des Ruhegehalts nicht gerechtfer­
tigt erscheint, 

7. nach Art. 4 von einer Disziplinarmaßnahme abzu-
sehen ist. 

2Durch einen Verzicht nach Satz 1 Nr. 5 erlöschen 
insbesondere die Ansprüche auf Ruhegehalt und 
die Befugnis, die Amtsbezeichnung und die im Zu­
sammenhang mit dem früheren Amt verliehenen 
Titel und akademischen Würden zu füHren und die 
Dienstkleidung zu tragen. 3Der Verzicht schließt 
auch die Hinterbliebenenversorgung aus. 

(2) I Die Einleitungsbehörde kann das förmliche 
Verfahren, solange es noch nicht beim Verwal­
tungsgericht anhängig ist, einstellen, wenn sie dies 

- nach dem Ergebnis der Untersuchung oder aus an­
deren Gründen für angebracht hält. 2Sie kann in 
diesem Fall auch eine Disziplinarmaßnahme im 
Rahmen der ihr nach Art. 30 zustehenden Befugnis 
verhängen. 3Die Einstellungsverfügung ist dem Be­
amten zuzustellen. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 gelten Art. 28 
Abs. 3 und Art. 33 entsprechend. 
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Art. 59 

Beschleunigung des Verfahrens 

(1) list innerhalb von vier Monaten nach Zustel­
lung der Einleitungsverfügung weder das Verfah­
ren eingestellt noch die Anschuldigungsschrift dem 
Beamten zugestellt (Art. 61 Abs. 2), kann der Beam­
te oder die Einleitungsbehörde die Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts beantragen. 2Dieses hat 
vor seiner Entscheidung dem Untersuchungsführer 
und, wenn der Beamte die Entscheidung beantragt 
hat, der Einleitungsbehörde Gelegenheit zu geben, 
sich zu dem Antrag zu äußern. 3Es kann verlangen, 
daß ihm alle bisher entstandenen Ermittlungs- und 
Untersuchungsunterlagen vorgelegt werden. 

(2) IStellt das Verwaltungsgericht eine unange­
messene Verzögerung fest, bestimmt es eine Frist, 
in der entweder die Anschuldigungsschrift vorzule­
gen oder das Verfahren einzustellen ist; andernfalls 
weist es den Antrag zurück. 2Die Entscheidung ist 
unanfe~htbar. 3Der Beschluß ist dem Beamten und 
der Einleitungsbehörde zuzustellen. 4Das Verwal­
tungsgericht kann die nach Satz 1 bestimmte Frist 
verlängern. 

(3) Wird eine Frist nach Absatz 2 bestimmt, hat 
der Untersuchungsführer spätestens einen Monat 
vor ihrem Ablauf die Untersuchung abzuschließen 
und die in Art. 57 Abs. 2 genannten Unterlagen der 
Einleitungsbehörde vorzulegen. 

(4) lWird innerhalb der nach Absatz 2 bestimmten 
Frist weder das förmliche Disziplinarverfahren ein­
gestellt noch die Anschuldigungsschrift beim Ver­
waltungsgericht eingereicht, gilt das Disziplinar­
verfahren als eingestellt. 2Das Verwaltungsgericht 
stellt dies auf Antrag des Beamten durch unan­
fechtbaren Beschluß fest. 

(5) Der Lauf der in Absatz 1 bezeichneten Frist ist 
gehemmt, solange das Verfahren nach Art. 17 aus­
gesetzt ist. 

Art. 60 
\ 

Anschuldigungsschrift 

(1) Die Einleitungsbehörde verfaßt die Anschul­
digungsschrift und soll diese innerhalb von zwei 
Monaten ab Eingang der in Art. 57 Abs. 2 genannten 
Unterlagen beim Verwaltungsgerichteinreichen. 

(2) Dfe Anschuldigungsschrift hat die Tatsachen, 
in denen ein Dienstvergehen erblickt wird, aufzu­
führen und die Beweismittel anzugeben. 

Abschnitt VIII 

Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 
bis zur mündlichen Verhandlung 

Art. 61 
Behandlung der Anschuldigungsschrift 

(1) Mit dem Eingang der Anschuldigungsschrift 
wird das Verfahren beim' Verwaltungsgericht an­
~ängig. 

(2) IDer Vorsitzende stellt dem Beamten eine 
Ausfertigung der Anschuldigungsschrift zu und be­
stimmt eine Frist, in der der Beamte sich schriftlich 
äußern kann. 2Der Beamte ist zugleich auf sein An­
tragsrecht nach Art. 62 und die dafür bestimmte 
Frist hinzuweisen. 31st die Einleitungsbehörde kei­
ne staatliche Behörde, stellt der Vorsitzende auch 
der für den Dienstherrn zuständigen Rechtsauf­
sichtsbehörde eine Ausfertigung der Anschuldi­
gungsschrift zu. 

(3) ITeilt die Einleitungsbehörde dem Verwal­
tungsgericht mit, daß neue Anschuldigungspunkte 
zum Gegenstand der Verhandlll;ng gemacht werden 
sollen, hat der Vorsitzende das Verfahren auszuset­
zen, bis die Einleitungsbehörde nach Ergänzung 
der Vorermittlungen oder der Untersuchung einen 
Nachtrag zur Anschuldigungsschrift vorlegt oder 
die Fortsetzung des Verfahrens beantragt. 2Absatz 2 
gilt sinngemäß. 

(4) ISind in der Anschuldigungsschrift Tatsachen 
verwertet worden, zu denen sich der Beamte weder 
in den Vorermittlungen noch in der Untersuchung 
hat äußern können, oder leidet das Disziplinarver­
fahren an anderen wesentlichen Verfahrensmän­
geln, beschließt der Vorsitzende die Aussetzung des 
Verfahrens. 2Er hat die Anschuldigungsschrift an 
die Einleitungsbehörde zur Beseitigung der Mängel 
zurückzugeben. 

(5) lArt. 54 gilt sinngemäß; eines Antrags bedarf 
es nicht. 21n den Fällen der Absätze 3 und 4 gilt fer­
ner Art. 59 entsprechend. 

Ärt. 61a 

Disziplinargerichtsbescheid 
(1) Weist ein Verfahren vor dem Verwaltungsge­

richt keine besonderen Schwierigkeiten tatsächli­
cher oder rechtlicher Art auf, so kann der Vorsit­
zende ohne mündliche Verhandlung durch Diszipli-
nargerichtsbescheid . 

1. eine erforderliche Disziplinarmaßnahme verhän­
gen, wenn keine höhere Maßnahme als Gehalts­
oder Ruhegehaltskürzung verwirkt ist, 

2. das-Verfahren einstellen, wenn dies nach Art. 70 
Abs. 3 geboten ist. 
(2) 1 Der Disziplinargerichtsbescheid ergeht durch 

Beschluß. 2Er ist zu begründen und zuzustellen. 3Er 
kann nur durch den Antrag auf mündliche Ver­
handlung angefochten werden. 

(3) lAuf Antrag des Beamten oder der Einlei­
tungsbehörde ist das Verfahren zur mündlichen 
Verhandlung zu bringen. 2Der Antrag ist beim Ver­
waltungsgericht innerhalb eines Monats nach Zu­
stellung des Disziplinargerichtsbescheids zu stel­
len. 31st der Antrag verspätet oder 'sonst unzulässig, 
verwirft ihn das Verwaltungsgericht durch Be­
schluß. 4Der Beamte ist im Disziplinargerichtsbe­
scheid über sein Antragsrecht zu belehren. 

(4) Ein unanfechtbarer Disziplinargerichtsbe­
scheid steht einem rechtskräftigen Urteil gleich. 

Art.61b 
Beschränkung des Disziplinarverfahrens 

(1) Fallen einzelne abtrennbare Anschuldigungs­
punkte für die zu erwartende Disziplinarmaßnah-
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me nicht beträchtlich ins Gewicht, so kann das Ge­
richt mit Zustimmung der Einleitungsbehörde das 
Verfahren in jeder Lage auf die übrigen Anschuldi­
gungspunkte beschränken. ' 

(2) Die Beschränkung ist durch Beschluß auszu­
sprechen. 

(3) 1 Die ausgeschiedenen Anschuldigungspunkte 
können in jeder Lage des Verfahrens wieder in das 
Verfahren einbezogen werden. 2Einem Antrag der 
Einleitungsbehörde auf Einbeziehung ist zu ent­
sprechen. 3Werden ausgeschiedene Anschuldi­
gungspunkte nicht wieder einbezogen, ist ihre Ver­
folgung nach dem rechtskräftigen Abschluß des 
Verfahrens nicht mehr zulässig. 

Art. 62 

Nochmalige Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen 

-1 Die Einleitungsbehörde und der Beamte können 
die nochmalige Vernehmung von Zeugen und Sach­
verständigen sowie weitere Beweiserhebungen be­
antragen. 2Der Antrag ist unter Angabe der Tatsa­
chen, über die Beweis erhoben werden soll, in der 
Anschuldigungsschrift oder in der Äußerung des 
Beamten zur Anschuldigungsschrift (Art. 61 Abs. 2) 
zu stellen. 3Ein späterer Antrag gilt als rechtzeitig 
gestellt, wenn wichtige Gründe für die Verspätung 
'glaubhaft gemacht werden. 

Art. 63 

Verbindung und Trennung 
(1) Das Verwaltungsgericht kann bei ihm anhän­

gige Disziplinarverfahren in jeder Lage durch Be­
schluß miteinander verbinden oder wieder trennen. 

(2) Der Verwaltungsgerichtshof kann· Diszipli­
narverfahren, die bei verschiedenen Verwaltungs­
gerichten anhängig sind, auf Antrag einer Einlei­
tungsbehörde, eines Verwaltungsgerichts oder ei­
nes der beschuldigten Beamten in jeder Lage durch 
Beschluß miteinander verbinden oder wieder tren­
nen und das zuständige Verwaltungsgericht be­
stimmen. 

Art. 64 

Akteneinsicht 

Der Beamte kann nach Zustellung der Anschuldi­
gungsschrift die dem Verwaltu~gsgericht vorlie­
genden Akten einsehen und daraus Abschriften 
fertigen. 

Art. 65 

Anberaumung der mündlichen Verhandlung 

(1) 1Nach Ablauf der Frist des Art. 61 Abs. 2 setzt 
der Vorsitzende den Termin zur mündlichen Ver­
handlung an und lädt hi~rzu die Einleitungsbehör­
de, die für den Dienstherrn zuständige Rechtsauf­
sichtsbehörde, den Beamten und seinen Verteidi­
ger. 2Er lädt ferner die Zeugen und Sachverständi­
gen, deren Erscheinen er für erforderlich hält; ihre 
Namen sind in den Ladungen der Einleitungsbe­
hörde, der Rechtsaufsichtsbehörde, des Beamten 
und seines Verteidigers anzugeben. 3Ebenso läßt er 
andere Beweismittel herbeischaffen, die er für not­
wendig hält. 

(2) Ist der Beamte nach Art. 80 vorläufig des Dien­
stes enthoben, so soll die mündliche Verhandlung 
innerhalb von drei Monaten nach Eingang der An­
schuldigungsschrift stattfinden. 

(3) 1Zwischen der Zustellung der Ladung und der 
mündlichen Verhandlung muß eine Frist von min­
destens einer Woche liegen, wenn der Beamte nicht 
auf die Einhaltung der Frist verzichtet; es gilt als 
Verzicht, wenn der Beamte sich in der mündlichen 
Verhandlung zur Sache eingelassen hat, ohne zu 
rügen, daß die Frist nicht eingehalten sei. 2Liegt der 
dienstliche Wohnsitz oder der Wohnort des Beam­
ten im Ausland, so hat der Vorsitzende die Frist an­
gemessen zu verlängern. 

Abschnitt IX 
Mündliche Verhandlung 

Art. 66 

Abwesenheit des Beamten 

(1) 1Die mündliche Verhandlung findet statt, auch 
wenn der Beamte nicht erschienen ist. 2Er kann 
sich durch einen Verteidiger vertreten lassen. 3Der 
Vorsitzende kann aber, sofern der Beamte seinen 
dienstlichen Wohnsitz nicht im Ausland hat, das 
persönliche Erscheinen des Beamten anordnen. 

(2) Ist der Beamte vorübergehend verhandlungs­
unfähig, kann das Verfahren bis zur Dauer von vier 
Wochen ausgesetzt werden; ist er aus zwingenden 
Gründen am Erscheinen verhindert und hat er dies 
rechtzeitig mitgeteilt, ist ein neuer Termin zur 
mündlichen Verhandluilg anzusetzen. 

Art. 67 

Öffentlichkeit 

1Die mündliche Verhandlung ist öffentlich. 2Die 
Öffentlichkeit kann aus den in § 172 GVG genann­
ten Gründen ausgeschlossen werden. 

Art. 68 

Gang der mündlichen Verhandlung 

(1) lIn der mündlichen Verhandlung trägt der 
Vorsitzende in Abwesenheit der Zeugen das Ergeb­
nis des bisherigen Verfahrens vor. 2Er kann den Be­
amtenbeisitzer, der die Befähigung zum Richteramt 
hat oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 DRiG 
erfüllt, mit der Berichterstattung beauftragen. 3Nie­
derschriften über Beweiserhebungen aus dem Dis­
ziplinarverfahren oder einem anderen gesetzlich 
geordneten Verfahren können mir durch Verlesen 
zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung ge­
macht werden. 4Soweit die Personalakten des Be­
amten Tatsachen enthalten, die für die Gesamtbe­
urteilung erheblich sein können, sind sie vorzutra­
gen. 51st der Beamte erschienen, wird er gehört. 
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(2) Nach Anhörung des Beamten werden die Zeu­
gen und Sachverständigen vernommen, soweit 
nicht der Beamte und die Einleitungsbehörde auf 
die Vernehmung verzichten oder das Verwaltungs­
gericht durch zu begründenden Beschluß sie für un­
erheblich erklärt. 

(3) I Beweisanträgen nach Art. 62 ist zu entspre­
chen, es sei denn, daß 

1. die Erhebung des Beweises unzulässig, 

.2. die Tatsache, die bewiesen werden soll, 

a) offenkundig, 

b) für die Entscheidung ohne Bedeutung oder 
schon erwiesen ist oder 

c) als wahr unterstellt werden kann oder 

3. das Beweismittel unerreichbar ist. 
2Das Verwaltungsgericht kann weitere Beweis­
erhebungen vornehmen, die es für erforderlich hält. 
3§ 223 Abs. 1 und 2 StPO und Art. 18 Abs. 1 finden 
Anwendung. 'Das Verwaltungsgericht kann um die 
Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen 
auch eine Behörde ersuchen. 

(4) Vor Schluß der Beweisaufnahme ist ein anwe­
sender bevollmächtigter Beamter der für den 
Dienstherrn zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde 
auf seinen Antrag zu hören. 

(5)1 Nach Schluß der Beweisaufnahme werden die 
Einleitungsbehörde, sodann der Beamte und sein 
Verteidiger gehört. 2Der Beamte hat das letzte Wort. 

Art. 69 
Gegenstand der Urteilsfindung 

(1) Zum Gegenstand der Urteilsfindung können 
nur die Anschuldigungspunkte gemacht werden, 
die in der Anschuldigungsschrift und ihren Nach­
trägen dem Beamten als Dienstvergehen zur Last 
gelegt werden. 

(2) I Die im Disziplinarverfahren oder in einem 
anderen gesetzlich geordneten Verfahren erhobe­
nen Beweise können der Urteilsfindung zugrunde­
gelegt werden, soweit sie GE}genstand der mündli­
chen Verhandlung waren. 2Uber das Ergebnis der 
Beweisaufnahme entscheidet das Verwaltungsge­
richt nach seiner freien Überzeugung, soweit sich 
nicht aus Art. 18 Abs. 1 etwas anderes ergibt. 

Art. 70 

Urteil 

(1) Das Urteil kann nur auf eine Disziplinarmaß­
nahme, Freispruch oder Einstellung des Verfahrens 
lauten. 

(2) Auf Freispruch ist zu erkennen, wenn ein 
Dienstvergehen nicht erwiesen ist. 

(3) IDas Verfahren ist einzustellen, wenn die Vor­
aussetzungen des Art. 58 Abs. 1 vorliegen. 2In den 
Fällen des Art. 58 Abs. 1 Nrn. 1 bis 5 kann das Ver­
fahren vor der mündlichen Verhandlung durch Be­
schluß eingestellt werden. 3Das Verwaltungsgericht 

kann ferner das Verfahren mit Zustimmung der 
Einleitungsbehörde durch Beschluß einstellen, 
wenn es das Dienstvergehen zwar für erwiesen, 
nach dem gesamten Verhalten des Beamten eine 
Disziplinarmaßnahme aber nicht für angebracht 
hält. 

Art. 71 

Unterhaltsbeitrag 
(1) IDas Verwaltungsgericht kann dem Verurteil­

ten in einem auf Entfernung aus dem Dienst oder 
auf Aberkennung des Ruhegehalts lautenden Urteil 
einen Unterhaltsbeitrag auf bestimmte Zeit bewilli­
gen, wenn der Verurteilte nach seiner wirtschaftli­
chen Lage der Unterstützung bedürftig und ihrer 
nicht unwürdig erscheint. 2Auf den Familienstand 
ist dabei Rücksicht zu nehmen. 3Der Unterhaltsbei­
trag darf höchstens 75 v. H. des Ruhegehalts betra­
gen, das der Verurteilte zu dem Zeitpunkt, in dem 
das Urteil gefällt wird, erdient hatte oder erdient 
hätte; er ist nach Hundertsteln dieses Ruhegehalts 
zu bemessen. 'Das Verwaltungsgericht muß über 
die Frage der Gewährung eines Unterhaltsbeitrags 
von Amts wegen eine Entscheidung treffen. 

(2) Das Verwaltungsgericht kann bestimmen, daß 
der Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise an Perso­
nen gezahlt wird, zu deren Unterhalt der Verurteilte 
gesetzlich verpflichtet ist; nach Rechtskraft des Ur­
teils kann dies die oberste Dienstbehörde bestim­
men. 

(3) Neben dem Unterhaltsbeitrag wird ein Unter­
schiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 BeamtVG gewährt. 

(4) lAuf den Unterhaltsbeitrag sind Renten aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen ohne Kin­
derzuschuß, die für denselben Zeitraum gezahlt 
werden, anzurechnen. 2Rentenerhöhungen und 
Rentenminderungen, die auf § 1587b BGB beruhen, 
bleiben unberücksichtigt. 3Die Leistung des Unter­
haltsbeitrags kann davon abhängig gemacht wer­
den, daß der Verurteilte im Umfang des gezahlten 
Unterhaltsbeitrags für denselben Zeitraum beste­
hende Rentenansprüche an den früheren Dienst­
herrn rechtswirksam abtritt und diesem, soweit 
Renten bereits gezahlt worden sind, entsprechende 
Beträge erstattet. 

(5) Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags beginnt 
im Zeitpunkt des Verlustes der Dienst- oder Versor­
gungsbezüge. 

(6) I Der Unterhaltsbeitrag erlischt, wenn der Ver­
urteilte wieder zum Beamten ernannt wird. 21m üb­
rigen gelten die Vorschriften der §§ 53, 54, 56 bis 59, 
62 und 90 BeamtVG sinngemäß; der Verurteilte gilt 
insoweit als Ruhestandsbeamter, der Unterhalts­
beitrag als Ruhegehalt. 3Bei Anwendung der §§ 53 
und 54 BeamtVG sind die Höchstgrenze (§ 53 Abs. 2 
Nr. 1 BeamtVG) und der unter Zugrundelegung der 
gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit sich erge­
bende Betrag (§ 54 BeamtVG) um den Betrag zu 
kürzen, um den der Unterhaltsbeitrag hinter dem 
Ruhegehalt, aus dem er errechnet ist, zurückbleibt. 

(7) I Die Regelung des Unterhaltsbeitrags (Absät­
ze 3 bis 6) obliegt dem Dienstherrn, bei Beamten des 
Staates den nach § 49 Abs. 1 BeamtVG bestimmten 
Behörden. 2§ 49 Abs. 4 bis 6 BeamtVG gelten ent­
sprechend. 
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Art. 72 

Verkündung des Urteils 
(1) IDas Urteil wird durch Verlesen der Urteils­

formel und Mitteilung der wesentlichen Urteils­
gründe verkündet. 2Es ist schriftlich abzufassen 
und zu begründen. 3Hat das Verwaltungsgericht ei­
ne Vernehmung nach Art. 68 Abs. 2 und 3 für uner­
heblich erklärt, ist dies zu begründen. 4Die Ent­
scheidung über die Bewilligung oder Versagung ei­
nes Unterhaltsbeitrags ist ebenfalls zu begründen. 

(2) IDas Urteil soll am Schluß der mündlichen 
Verhandlung verkündet werden. 2Es muß späte­
stens am elften Tag danach verkündet werden; an­
dernfalls muß die mündliche Verhandlung erneut 
durchgeführt werden. 

(3) IDas Urteil soll spätestens sechs Wochen nach 
der Verkündung zu den Akten gebracht werden; 
diese Frist verlängert sich, wenn die mündliche 
Verhandlung länger als drei Tage gedauert hat, um 
zwei Wochen, und wenn die mündliche Verhand-

, lung länger als zehn Tage gedauert hat, für jeden 
begonnenen Abschnitt von zehn Verhandlungsta­
gen um weitere zwei Wochen. 2Nach Ablauf der 
Frist dürfen die Urteilsgründe nicht mehr geändert 
werden. 3Die Frist darf nur überschritten werden, 
wenn und so lange das Gericht durch einen im Ein­
zelfall nicht voraussehbaren unabwendbaren Um­
stand an ihrer Einhaltung gehindert worden ist. 
4Der Zeitpunkt des Eingangs und eine Änderung 
der Gründe ist von der Geschäftsstelle zu vermer­
ken. 

(4) Das Urteil ist vom Vorsitzenden zu unter­
schreiben. 

(5) Dem Beamten, der Einleitungsbehörde und 
der für den Dienstherrn zuständigen Rechtsauf­
sichtsbehörde sind Ausfertigungen des Urteils mit 
den Gründen zuzustellen; der Einleitungsbehörde 
sind auf Verlangen weitere Abschriften zu übersen­
den. 

Abschnitt X 
Rechtsmittel im förmlichen 

Disziplinarverfahren 
a) Beschwerde 

Art. 73 

(1) IGegen nicht endgültige Beschlüsse des Ver­
waltungsgerichts und gegen Entscheidungen des 
Vorsitzenden ist die Beschwerde an den Verwal­
tungsgerichtshof zulässig, gegen Entscheidungen, 
die der Urteilsfällung vorausgehen, jedoch nur, so­
weit sie eine Beschlagnahme oder Durchsuchung, 
eine Ordnungsstrafe oder eine dritte Person betref­
fen. 2Die Beschwerde steht dem Beamten, der Ein­
leitungsbehörde und den sonst von der Entschei­
dung Betroffenen zu. 

(2) lJm übrigen gelten für die Statthaftigkeit, die 
Form und die Frist der Beschwerde sowie das wei­
tere Verfahren die Vorschriften des § 146 Abs. 3, 

§ 147 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, §§ 149 bis 151 VwGO. 
2Art. 54 Abs. 2 bleibt unberührt. 3§ 148 VwGO findet 
mit der Maßgabe Anwendung, daß ein Abhilfever­
fahren vor dem Verwaltungsgericht nur stattfindet, 
wenn der Vorsitzende die Beschwerde für begrün­
det hält; hält er sie für unbegründet, legt er sie un­
verzüglich dem Verwaltungsgerichtshof vor. 

b)Berufung 

Art. 74 

Einlegung 
(1) lGegen Urteile des Verwaltungsgerichts steht 

dem Beamten und der Einleitungsbehörde die Be­
rufung an den Verwaltungsgerichtshof zu. 2Die Be­
rufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung 
bei dem Gericht, dessen Entscheidung angefochten 
wird, schriftlich oder zur Niederschrift des Ur­
kundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 3Die 
Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Beru­
fung innerhalb der Frist beim Verwaltungsge­
richtshof eingeht. 4Liegt der dienstliche Wohnsitz 
oder der Wohnort des Beamten im Ausland, kann 
der Vorsitzende die Berufungsfrist durch eine Ver­
fügung, die zugleich mit dem Urteil zuzustellen ist, ' 
angemessen verlängern. 5In der Berufungsschrift 
ist das angefochtene Urteil zu bezeichnen und an­
~}lgeben, inwieweit es angefochten wird und welche 
Anderungen beantragt werden (Berufungsanträge). 

(2) IDie Berufungsanträge sind innerhalb eines 
weiteren Monats nach Zustellung des angefochte­
nen Urteils schriftlich zu begründen. 2Die Frist 
kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag 
durch den Vorsitzenden einmal um einen Monat 
verlängert werden. 

(3) Die Kostenentscheidung allein kann nicht an­
gefochten werden. 

(4) Sofern in dem von dem Beamten angefochte­
ten Urteil ein Unterhaltsbeitrag bewilligt worden 
ist, kann die Entscheidung zum Nachteil des Beam­
ten nur geändert werden, wenn die Einleitungsbe­
hörde dies bis zum Schluß der mündlichen Ver­
handlung beantragt. 

(5) 11m übrigen richten sich Form und Frist der 
Berufung, Zurücknahme der Berufung, Anschluß­
berufung und Umfang der Nachprüfung nach den 
Vorschriften des § 125 Abs. 2 Sätze 1 und 2, §§ 126 bis 
129 VwGO, soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist. 2Die Berufungsschrift ist den Beteilig­
ten zuzustellen. 

Art. 75 

Entscheidung durch Beschluß 
(1) Der Verwaltungsgerichtshof kann ohne 

mündliche Verhandlung durch Beschluß 

1. die Berufung nach § 125 Abs. 2 Sätze 1 und 2 
VwGO als unzulässig verwerfen, 

2. das Verfahren nach Art. 70 Abs. 3 Satz 2 einstel­
len, 
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3. aus den in § 130 Abs. 1 VwGO genannten Gründen 
das angefochtene Urteil aufheben und die Sache 
an das Verwaltungsgericht zurückverweisen; die­
ses ist an die rechtliche Beurteilung der Beru­
fungsentscheidung gebunden. 

(2) lVor Bef!~hlußfassung ist den Beteiligten Ge­
legenheit zur Außerung zu geben. 21n den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 3 kann der Verwaltungsgerichtshof 
auch an ein anderes Verwaltungsgericht oder an ei­
ne andere Kammer für Disziplinarsachen zurück­
verweisen. 

(3) Die Beschlüsse sind vom Vorsitzenden und 
den beiden Berufsrichtern zu unterschreiben; sie 
sind schriftlich abzufassen, zu begründen und dem 
Beamten, der Einleitungsbehörde und der für den 
Dienstherrn zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde 
zuzustellen. 

Art. 76 

Entscheidung durch Urteil 

(1) lFindet eine mündliche Verhandlung statt, 
entscheidet der Verwaltungsgerichtshof über die 
Berufung durch Urteil. 2Das Urteil ist vom Vorsit­
zenden und den beiden Berufsrichtern zu unter­
schreiben. 

(2) list bei Beginn der mündlichen Verhandlung 
weder der Beamte noch ein zur Vertretung bevoll­
mächtigter Verteidiger erschienen und das Ausblei­
ben nicht genügend entschuldigt, so kann der Ver­
waltungsgerichtshof eine Berufung des Beamten 
ohne Verhandlung zur Sache verwerfen. 2Hierüber 
ist der Beamte in der Ladung zu belehren. 3Gegen 
das Urteil kann der Beamte binnen einer Woche 
nach dessen Zustellung die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand wie gegen die Versäumung einer 
Frist beantragen. 4Hierüber ist der Beamte bei Zu­
stellung des Urteils zu belehren. 

(3) Hält der Verwaltungsgerichtshof die Berufung 
für zulässig und für begründet, hat er das Urteil des 
Verwaltungsgerichts aufzuheben und, wenn er 
nicht entsprechend Art. 75 Abs. 1 Nr. 3 verfährt, in 
der Sache selbst zu entscheiden. 

Art. 77 

Verfahren vordem Verwaltungsgerichtshof 

(1) 11m übrigen gelten für das Verfahren vor dem 
Verwaltungsgerichtshof die Vorschriften dieses 
Gesetzes über das Verfahren vor dem Verwaltungs­
gericht entsprechend. 2Von dem Verlesen von Nie­
derschriften (Art. 68 Abs. 1 Satz 3) kann abgesehen 
werden, wenn der Beamte, sein Verteidiger und die 
Einleitungsbehörde darauf verzichten. 3Art. 62 und 
68 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 1 finden keine Anwen­
dung. 4Der Vorsitzende kann einen der Richter mit 
der Berichterstattung beauftragen. 

(2) Neue Tatsachen und Beweismittel, die nach 
Ablauf der Berufungsfrist vorgebracht werden, 
braucht der Verwaltungsgerichtshof nur zu berück­
sichtigen, wenn ihr verspätetes Vorbringen nicht 
auf einem Verschulden dessen beruht, der sie gel­
tendmacht. 

c) Rechtskraft 

Art. 78 

Rechtskraft der Entscheidungen 
des Verwaltungsgerichts 

(1) 1 Die Entscheidungen des Verwaltungsgerichts 
werden mit Ablauf der Rechtsmittelfrist rechts­
kräftig, wenn kein Rechtsmittel eingelegt ist. 2Wird 
auf Rechtsmittel verzichtet oder ein Rechtsmittel 
zurückgenommen, ist der Zeitpunkt maßgebend, in 
dem die Erklärung des Verzichts oder der Zurück­
nahme dem Verwaltungsgericht zugeht. 

(2) Endgültige Entscheidungen des Verwaltungs­
gerichts werden mit ihrer Bekanntgabe rechtskräf­
tig. 

Art. 79 

Rechtskraft der Entscheidungen 
des Verwaltungsgerichtshofs 

Die Beschlüsse des Verwaltungsgerichtshofs 
werden mit Zustellung, seine Urteile mit der Ver­
kündung rechtskräftig. 

Abschnitt XI 
Vorläufige Dienstenthebung 

Art. 80 

Vorläufige Dienstenthebung 

Die Einleitungsbehörde kann einen Beamten 
vorläufig des Dienstes entheben, wenn das förmli­
che Disziplinarverfahren gegen ihn eingeleitet wird 
oder eingeleitet worden ist. . 

Art. 81 

Einbehaltung von Bezügen 

(1) lDie Einleitungsbehörde kann gleichzeitig mit 
der vorläufigen. Dienstenthebung oder später an­
ordnen, daß ein Teil des Gehalts des Beamten ein­
behalten wird, wenn im Disziplinarverfahren vor­
aussichtlich auf Versetzung in ein Amt derselben 
Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt oder 
Entfernung aus dem Dienst erkannt werden wird. 
2Die Einbehaltung darf nur in besonderen Fällen 
die Hälfte des Gehalts überschreiten. 3Die Zahlung 
einer Aufwandsentschädigung ist für die Dauer der 
vorläufigen Dienstenthebung einzustellen. 4Für Eh­
renbeamte nach dem Gesetz über kommunale 
Wahlbeamte gilt Art. 134 Abs. 5 Satz 1 KWBG. 

(2) Ist in einem auf Entfernung aus dem Dienst 
lautenden, noch nicht rechtskräftigen Urteil ein 
Unterhaltsbeitrag bewilligt worden, ist dem Beam­
tenmindestens ein dem Betrag des Unterhaltsbei­
trags entsprechender Teil des Gehalts zu belassen. 
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(3) 1 Die Einleitungsbehörde kann bei Ruhe­
standsbeamten gleichzeitig mit der Einleitung des 
förmlichen Disziplinarverfahrens oder später an­
ordnen, daß ein Teil des Gehalts einbehalten wird, 
wenn im Disziplinarverfahren voraussichtlich auf 
Aberkennung des Ruhegehalts erkannt werden 
wird. 2Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 gelten sinnge­
mäß. 

Art. 82 

Mehrere Ämter 

(1) lDie vorläufige Dienstenthebung und die ~in­
behaltung des Gehalts erstrecken sich auf alle Am­
ter, die der Beamte bekleidet. 21st eines der Ämter 
ein kommunales Ehrenamt und wird das förmliche 
Disziplinarverfahren nur wegen eines in dem Eh­
renamt oder im Zusammenhang mit diesem began­
genen Dienstvergehens eingeleitet, so kann die 
Maßnahme auf das kommunale Ehrenamt be­
schränkt werden. 

(2) Bekleidet der Beamte mehrere Ämter, die im 
Verhältnis von Haupt- und Nebenamt stehen, ist 
zur Anordnung der vorläufigen Dienstenthebung 
und der Einbehaltung des Gehalts nur die für das 
Hauptamt zuständige Einleitungsbehörde befugt. 

Art. 83 

Zustellung, Wirksamwerden 

lDie Verfügung der Einleitungsbehörde über die 
nach Art. 80 und 81 getroffenen Anordnungen ist 
dem Beamten zuzustellen. 2Die Anordnung der vor­
läufigen Dienstenthebung wird mit der Zustellung 
an den Beamten, die Anordnung der Einbehaltung 
des Gehalts wird mit dem auf die Zustellung folgen­
den nächsten Fälligkeitstag wirksam. 

Art. 84 

Aufhebung der Anordnung 
(1) Staatsministerien, die die Befugnisse der Ein-

. leitungsbehörde auf nachgeordnete Behörden 
übertragen haben (Art. 36 Abs. 1 Satz 2), sowie die 
für die Rechtsaufsicht zuständigen Staatsministe­
rien (Art. 36 Abs. 2 Satz 1) können die Einleitungs­
behörde anweisen, eine Anordnung nach Art. 80 
oder 81 zu treffen oder eine bereits getroffene An­
ordnung ganz oder teilweise wieder aufzuheben. 

(2) Die Einleitungsbehörde kann die nach Art. 80 
und 81 getroffenen Anordnungen jederzeit aufhe­
ben, eine auf Weisung nach Absatz 1 ergangene An­
ordnung jedoch nur im Einvernehmen mit dem zu­
ständigen Staatsministerium. 

(3) lAuf Antrag des Beamten entscheidet das Ver­
waltungsgericht über die Aufrechterhaltung der 
Anordnungen durch Beschluß. 2Der Behörde, die 
die Anordnung erlassen hat, ist Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. 3Der Antrag hat keine auf­
schiebende Wirkung. 

(4) Mit dem rechtskräftigen Abschluß des Diszi­
plinarverfahrens enden die Anordnungen kraft Ge­
setzes. 

Art. 85 
Verfall und Nachzahlung 

einbehaltener Bezüge 
(1) 1 Die nach Art. 81 einbehaltenen Bezüge verfal­

len in vollem Umfang, wenn 

1. im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem 
Dienst oder auf Aberkennung des Ruhegehalts 
erkannt worden ist oder. 

2. in einem wegen desselben Sachverhalts eingelei­
teten Strafverfahren auf eine Strafe, die den Ver­
lust der Rechte als Beamter oder Ruhestandsbe­
amter zur Folge hat, erkannt worden ist oder 

3. das Disziplinarverfahren aus den Gründen des 
Art. 58 Abs. 1 Nrn. 3 bis 5 eingestellt worden ist 
und die Einleitungsbehörde festgestellt hat, daß 
Entfernung aus dem Dienst oder Aberkennung 
des Ruhegehalts gerechtfertigt gewesen wäre 
oder 

4. das Disziplinarverfahren auf Grund des Art. 58 
Abs.l Nr. 1 eingestellt worden ist und ein inner­
halb dreier Monate nach der Einstellung wegen 
desselben Dienstvergehens eingeleitetes neues 
Verfahren zur Entfernung aus dem Dienst ge­
führt hat. 

zWird in Disziplinarverfahren auf Versetzung in ein 
Amt derselben Laufbahn mit geringerem End­
grundgehalt erkannt, verfallen die nach Art. 81 ein­
behaltenen Bezüge in dem Umfang, in welchem das 
Gehalt, das der Beamte während des Zeitraums der 
Einbehaltung in dem früheren Amt erhalten hätte, 
dasjenige Gehalt übersteigt, das ihm in dieser Zeit 
auch in dem neuen Amt zugestanden wäre; Satz 1 
Nm. 3 und 4 gelten entsprechend. 

(2) lDie einbehaltenen Beträge sind nachzuzah­
len, wenn das Disziplinarverfahren auf eine andere 
Weise rechtskräftig abgeschlossen oder eingestellt 
wird. 2Die Kosten des Disziplinarverfahrens, soweit 
der Verurteilte sie zu tragen hat, und eine ihm auf­
erlegte Geldbuße können von den nachzuzahlenden 
Beträgen abgezogen werden. 

(3) lAuf die nach Absatz 2 nachzuzahlenden Be­
träge sind Einkünfte aus einer während der vorläu­
figen Dienstenthebung ausgeübten Nebentätigkeit 
(Art. 73 bis 75 BayBG, Art. 43 KWBG) anzurechnen, 
wenn ein Dienstvergehen oder eine als Dienstver­
gehen geltende Handlung erwiesen ist. 2Der Beam­
te ist verpflichtet, über die Höhe solcher Einkünfte 
Auskunft zu geben. 3Über die Anrechnung entschei­
det die Einleitungsbehörde. 

Art. 86 

Vorläufige Dienstenthebung bei schuldhaftem 
Fernbleiben 

lWird ein Beamter vorläufig des Dienstes entho­
ben (Art. 80), während er schuldhaft ohne Genehmi­
gung dem Dienst fernbleibt, so dauert der nach dem 
Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) eingetretene 
Verlust der Bezüge fort. 2Er endet mit dem Zeit­
punkt, in dem der Beamte seine Amtsgeschäfte auf­
genommen hätte, wenn er hieran nicht durch die 
vorläufige Dienstenthebung gehindert worden wä­
re. 3Der Zeitpunkt ist von der Einleitungsbehörde 
festzustellen. 
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Vierter Teil 

Wiederaufnahme des förmlichen 
Disziplinarverfahrens 

Abschnitt! 
Zu lässigkeit der Wiederaufnahme 

Art. 87 

Zu lässigkeit, Wiederaufnahmegründe 

(1) Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist zu­
lässig gegenüber der rechtskräftigen gerichtlichen 
Entscheidung, in der auf Entfernung aus dem 
Dienst oder auf Aberkennung des Ruhegehalts er­
kannt worden ist, mit dem Ziel des Freispruchs, der 
Einstellung des Verfahrens oder der Milderung des 
Urteils, oder in der auf eine andere Disziplinarmaß­
nahme erkannt worden ist, mit dem Ziel des Frei­
spruchs oder der Einstellung des Verfahrens, wenn 

1. Tatsachen oder Beweismittel beigebracht wer­
den, die erheblich und neu sind, 

2. die Entscheidung auf dem Inhalt einer unechten 
oder verfälschten Urkunde oder auf einem Zeug­
nis oder Gutachten beruht, das vorsätzlich oder 
fahrlässig falsch abgegeben worden ist, 

3. ein gerichtliches Urteil, auf dessen tatsächlichen 
Feststellungen das Disziplinarurteil beruht, 
durch ein anderes rechtskräftiges Urteil aufgeho­
ben worden ist, 

4. ein Richter oder Beamtenbeisitzer, der bei der 
Entscheidung mitgewirkt hat, sich in der Sache 
einer strafbaren Verletzung seiner Amtspflicht 
schuldig gemacht hat, 

5. bei der Entscheidung ein Richter oder Beamten­
beisitzer mitgewirkt hat, der von der Ausübung 
des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen 
war, es sei denn, daß die Gründe für einen gesetz­
lichen Ausschluß bereits erfolglos geltend ge­
macht worden waren. 

(2) Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist auch 
zulässig, wenn ein Gericht rechtskräftig eine Diszi­
plinarmaßnahme verhängt hat, die nach Art und 
Höhe im Gesetz nicht vorgesehen war. 

(3) lAis erheblich sind Tatsachen und Beweismit­
tel anzusehen, wenn sie allein oder in Verbindung 
mit den früher getroffenen Feststellungen eine an­
dere Entscheidung, die Ziel des Wiederaufnahme­
verfahrens sein kann, zu begründen geeignet sind. 
2Als neu sind Tatsachen und Beweismittel anzuse­
hen, die dem Gericht bei seiner Entscheidung noch 
nicht bekannt waren und die nicht früher hätten 
geltend gemacht werden können. 3Ergeht nach 
rechtskräftigem Abschluß eines Disziplinarverfah­
rens in einem wegen derselben Tatsachen eingelei­
teten Strafverfahren oder Bußgeldverfahren ein 
rechtskräftiges Urteil auf Grund von tatsächlichen 
Feststellungen, die von denen des Urteils im Diszi­
plinarverfahren abweichen, gelten die abweichen­
den Feststellungen des Urteils im Strafverfahren 
oder Bußgeldverfahren als neue Tatsachen. 

(4) Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist fer­
ner zulässig gegenüber der rechtskräftigen Ent­
scheidung eines Gerichts, in der nicht auf Entfer­
nung aus dem Dienst oder auf Aberkennung des 
Ruhegehalts erkannt worden ist, mit dem Ziel, ein 
auf eine dieser Disziplinarmaßnahmen lautendes 
Urteil herbeizuführen, wenn der Beamte nachträg­
lich ein Dienstvergehen glaubhaft eingestanden 
hat, das im ersten Verfahren nicht festgestellt wer­
den konnte, oder wenn die Voraussetzungen einer 
der Nummern 1 bis 5 des Absatzes 1 vorliegen. 

Art. 88 

Erfordernis einer rechtskräftigen Verurteilung 

Die Wiederaufnahme des Verfahrens nach Art. 87 
Abs. 1 Nrn. 2 und 4 ist nur zulässig, wenn wegen der 
behaupteten Handlung eine rechtskräftige Verur­
teilung erfolgt ist, oder wenn ein strafgerichtliches 
Verfahren aus anderen Gründen als wegen Man­
gels an Beweisen nicht eingeleitet oder nicht durch­
geführt werden kann. 

Art. 89 

Unzulässigkeit der Wiederaufnahme 

Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist unzuläs­
sig, wenn nach dem Disziplinarurteil 

1. ein Urteil im Strafverfahren oder Bußgeldverfah­
ren ergangen ist, das sich auf dieselben Tatsa­
chen gründet und sie ebenso würdigt, solange 
dieses Urteil nicht rechtskräftig aufgehoben ist, 
oder 

2. ein Urteil im Strafverfahren ergangen ist, durch 
das der Verurteilte sein Amt oder sein Ruhege­
halt verloren hat oder es verloren hätte, wenn er 
noch im Dienst gewesen wäre oder Ruhegehalt 
bezogen hätte. 

Abschnitt 11 

Verfahren 

Art. 90 

Wiederaufnahmeantrag 

(1) lZur Wiederaufnahme des Verfahrens bedarf 
es eines Antrags. 2Antragsberechtigt sind 

1. der Verurteilte und sein gesetzlicher Vertreter, 
nach seinem Tod sein Ehegatte, seine Verwand­
ten auf- und absteigender Linie und seine Ge­
schwister, 

2. die Einleitungsbehörde. 

(2) IDer Antrag ist schriftlich bei dem Gericht, 
dessen Entscheidung angefochten wird, einzurei­
chen. 2Er muß den gesetzlichen Grund der Wieder­
aufnahme und die Beweismittel bezeichnen. 

(3) Die in Absatz 1 Nr. 1 genannten Personen kön­
nen sich eines Verteidigers bedienen. 
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Art. 91 Art. 96 
Zuständigkeit 

lÜber die Zulassung des Antrags entscheidet das 
Gericht, dessen Entscheidung angefochten wird. 
2Es kann dazu erforderlichenfalls Ermittlungen 
anstellen. 

Art. 92 

Verwerfung des Wiederaufnahmeantrags 
(1) Das Gericht (Art. 91) verwirft den Antrag 

durch Beschluß, wenn es die gesetzlichen Voraus­
setzungen für die Zulassung des Antrags nicht für 
gegeben oder den Antrag für offensichtlich unbe­
gründet hält. 

(2) Der Beschluß ist dem Antragsteller zuzustel­
len. 

(3) Gegen einen nach Absatz 1 ergehenden Be­
schluß des Verwaltungsgerichts ist die Beschwerde 
zulässig. 

Art. 93 

Zulassung der Wiederaufnahme 

(1) IVerwirft das Gericht den Antrag nicht, be­
schließt es die Wiederaufnahme des Verfahrens. 
2Der Beschluß berührt das angefochtene Urteil 
nicht. 

(2) Für das weitere Verfahren ist das Gericht zu­
ständig, das in dem früheren Verfahren im ersten 
Rechtszug entschieden hat, im Fall des Art. 87 Abs. 1 
Nr. 5 das Gericht, dessen Mitglied von der Aus­
übung des Richteramts ausgeschlossen war. 

(3) Hat das Gericht die Wiederaufnahme des Ver­
fahrens beschlossen, gelten in den Fällen des Art. 87 
Abs.4 die Art. 80 bis 85 entsprechend. 

Art. 94 

Zustellung, Ermittlungen 

(1) Der Vorsitzende des nach Art. 93 Abs. 2 zu­
ständigen Gerichts hat den Wiederaufnahmeantrag 
und den nach Art. 93 Abs. 1 ergangenen Beschluß 
den anderen Antragsberechtigten zuzustellen und 
dabei eine angemessene Frist zur Erklärung zu 
bestimmen. 

(2) IDer Vorsitzende oder ein von ihm beauftrag­
ter Richter nimmt die erforderlichen Ermittlungen 
vor, um den Sachverhalt aufzuklären. 2Dabei gelten 
die Vorschriften über die Untersuchung entspre­
chend. 

Art. 95 
Entscheidung ohne mündliche Verhandlung 

(1) INach Ablauf der Frist des Art. 94 Abs.1 kann 
das Gericht mit Zustimmung der Einleitungsbehör­
de ohne neue mündliche Verhandlung die frühere 
Entscheidung aufheben und auf Freispruch erken­
nen. 21st die Einleitungsbehörde keine staatliche 
Behörde, so ist auch die für den Dienstherrn zu­
ständige Rechtsaufsichtsbehörde zu hören. 3Die 
Entscheidung ist endgültig. 

(2) lAndernfalls bringt das Gericht die Sache zur 
mündlichen Verhandlung. 2Für diese gelten die 
Art. 65 bis 69, 72, 76 Abs. 1 und Art. 77 Abs. 1 
entsprechend. 

Entscheidung bei mündlicher Verhandlung 

(1) In der mündlichen Verhandlung kann das Ge­
richt die frühere Entscheidung entweder aufrecht­
erhalten oder aufheben und anders entscheiden; 
diese Entscheidung kann auch ergehen, wenn das 
Beamtenverhältnis des Verurteilten nicht mehr 
besteht. 

(2) Gegen eine nach Absatz 1 ergehende Ent­
scheidung des Verwaltungsgerichts ist Berufung 
zulässig. 

Abschnitt III 
Ausschluß vom Richteramt 

Art. 97 

Im Wiederaufnahmeverfahren darf nicht tätig 
werden, wer an der den ersten oder zweiten Rechts­
zug abschließenden Entscheidung als Richter oder 
Beamtenbeisitzer mitgewirkt hat. 

Abschnitt IV 
Entschädigung unschuldig Verurteilter 

Art. 98 

Rechtsstellung 

lWird in einem Wiederaufnahmeverfahren das 
frühere Urteil durch ein anderes Urteil zugunsten 
des Verurteilten ersetzt, erhält der Verurteilte von 
der Rechtskraft der aufgehobenen Entscheidung an 
die Rechtsstellung, die er erhalten hätte, wenn das 
frühere Urteil dem neuen entsprochen haben wür­
de. 2Beförderungen, die wegen des Disziplinarur­
teils unterblieben sind, sind nachzuholen. 3Lautet 
das frühere Urteil auf Entfernung aus dem Dienst 
oder auf Aberkennung des Ruhegehalts, gelten 
Art. 48 BayBG, Art. 24 KWBG entsprechend. 

Art. 99 

Ersatz des sonstigen Schadens 

(1) Der Verurteilte und die Personen, zu deren 
Unterhalt er gesetzlich verpflichtet ist, können über 
die Bezüge nach Art. 98 hinaus auf Grund entspre­
chender Anwendung des Gesetzes über die Ent­
schädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen vom 
8. März 1971 (BGBl I S. 157) Ersatz des sonstigen 
Schadens vom Freistaat Bayern verlangen. 

(2) 1 Der Anspruch auf Entschädigung kann nur 
innerhalb dreier Monate nach rechtskräftigem Ab­
schluß des Wiederaufnahmeverfahrens bei der 
obersten Dienstbehörde geltend gemacht werden. 
2Ihre Entscheidung ist dem Berechtigten zuzustel­
len. 3Lehnt sie den Anspruch ab, gelten für die Wei­
terverfolgung §§ 126 und 127 BRRG, Art. 122 und 123 
BayBG und Art. 140 KWBG. 
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Fünfter Teil 

Entziehung und Neubewilligung 
des Unterhaltsbeitrags 

Art. 100 

(1) Auf Antrag der obersten Dienstbehörde kann 
das Verwaltungsgericht einen nach Art. 71 bewillig­
ten Unterhaltsbeitrag durch Beschluß herabsetzen 
oder entziehen, wenn sich nachträglich heraus­
stellt, daß der Verurteilte des Unterhaltsbeitrags 
unwürdig oder nicht bedürftig war, oder wenn er 
sich dessen als unwürdig erweist, oder wenn sich 
seine wirtschaftlichen Verhältnisse wesentlich ge­
bessert haben. 

(2) lAuf Antrag des Verurteilten kann das Ver­
waltungsgericht einen nach Art. 71 bewilligten Un­
terhaltsbeitrag durch Beschluß im gesetzlichen 
Rahmen erhöhen, wenn die wirtschaftlichen Ver­
hältnisse des Verurteilten sich wesentlich ver­
schlechtert haben; eine von dem Verurteilten zu 
vertretende oder nur vorübergehende Verschlech­
terung bleibt außer Betracht. 2Unter den gleichen 
Voraussetzungen kann ein Unterhaltsbeitrag neu 
bewilligt werden, wenn die Voraussetzungen des 
Art. 71 vorliegen. 

(3) Unterhalts beiträge nach Absatz 2 können von 
dem Ersten des Monats ab, in dem der Antrag ge­
stellt worden ist, bewilligt werden. 

(4) IDas Verwaltungsgericht kann, wenn es Be­
weiserhebungen für erforderlich hält, den Vorsit­
zenden damit beauftragen oder eine Behörde dar­
um ersuchen. 2Dem Antragsgegner ist Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. 

(5) Das Verwaltungsgericht ist auch zuständig, · 
wenn der Verwaltungsgerichtshof über den Unter­
haltsbeitrag entschieden hatte. 

(6) Gegen den Beschluß des Verwaltungsgerichts 
ist die Beschwerde zulässig; Art. 73 gilt entspre­
chend. 

(7) Art. 71 Abs. 3,4, 6 und 7 gelten entsprechend. 

Sechster Teil 

Kosten des Disziplinarverfahrens 

Art. 101 

Kosten 

(1) lKosten im Sinn dieses Abschnitts sind die 
Gebühren und Auslagen. 2Gebühren werden in Ver­
fahren nach diesem Gesetz nicht erhoben. 

(2) Als Auslagen werden erhoben, auch soweit sie 
in den Vorermittlungen und in der Untersuchung 
entstehen, 

1. Schreibgebühren für Ausfertigungen und Ab­
schriften, die auf Antrag erteilt werden, nach den 
im Gerichtskostengesetz maßgebenden Sätzen, 

2. Telegramm- und Fernschreibgebühren, 

3. die durch Einrücken in öffentliche Blätter entste­
henden Aufwendungen, 

4. die an Zeugen und Sachverständige zu zahlenden 
Entschädigungen; erhält ein Sachverständiger 
auf Grund des § 1 Abs. 3 des Gesetzes über die 
Entschädigung von Zeugen und Sachverständi­
gen keine Entschädigung, so ist der Betrag zu er­
heben, der ohne diese Vorschrift nach dem Gesetz 
über die Entschädigung von Zeugen und Sach­
verständigen zu zahlen wäre, 

5. die während der Vorermittlungen und der Unter­
suchung entstandenen Reisekosten des mit den 
Vorermittlungen beauftragten Beamten, des 
Untersuchungsführers, der Einleitungsbehörde, 
eines ersuchten Richters und ihrer Schriftführer, 
sowie deren sonstige bei Ausführung von Dienst­
geschäften außerhalb der Amtsstelle entstande­
nen Aufwendungen, 

6. die Aufwendungen für die Unterbringung und 
Untersuchung des Beamten in einem öffentlichen 
psychiatrischen Krankenhaus, 

7. die Vergütung des dem Beamten nach Art. 54 
Abs. 1 Satz 3 bestellten Verteidigers, 

8. die Auslagen des nach Art. 20 Abs. 2 bestellten 
Pflegers. 

Art. 102 

Kosten des förmlichen Disziplinarverfahrens 

(1) lDie Kosten des Verfahrens sind dem Beam­
ten aufzuerlegen, wenn er verurteilt wird; sie sind 
jedoch dem Dienstherrn teilweise oder ganz aufzu­
erlegen, soweit es unbillig wäre, den Beamten damit 
zu belasten. 2Satz 1 Halbsatz 2 gilt auch, wenn durch 
Untersuchungen zur Aufklärung bestimmter bela­
stender oder entlastender Umstände besondere Ko­
sten entstanden und diese Untersuchungen zugun­
sten des Beamten ausgegangen sind. 

(2) Entsprechendes gilt, wenn 

1. das förmliche Disziplinarverfahren aus den 
Gründen des Art. 58 Abs. 1 Nrn. 3 bis 5 eingestellt 
wird und nach dem Ergebnis der Vorermittlun­
gen oder der Untersuchung ein Dienstvergehen 
oder eine als Dienstvergehen geltende Handlung 
erwiesen ist, 

2. im Verfahren nach Art. 100 Abs.1 oder 2 der Un­
terhaltsbeitrag herabgesetzt oder entzogen oder 
einem Antrag auf Erhöhung oder Bewilligung ei­
nes Unterhaltsbeitrags nicht stattgegeben wird. 

(3) Wird der Beamte freigesprochen oder wird das 
förmliche Disziplinarverfahren in anderen als den 
in Absatz 2 Nr. 1 bezeichneten Fällen eingestellt, 
sind ihm nur solche Kosten aufzuerlegen, die er 
durch schuldhafte Säumnis verursacht hat. 

(4) Kosten des Verfahrens, die nicht nach Ab­
satz 1 Satz 1, Absatz 2 Nr. 1 oder Absatz 3 dem Be­
amten oder nach Absatz 2 Nr.2 dem Verurteilten 
zur Last fallen, sind dem Dienstherrn aufzuerlegen, 
es sei denn, daß sie ganz oder teilweise von einem 
Dritten zu tragen sind. . 
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Art. 103 

Kosten des Rechtsmittelverfahrens 
(1) lWird ein von einem Beamten im förmlichen 

Disziplinarverfahren eingelegtes Rechtsmittel zu­
rückgenommen oder bleibt es erfolglos, sind die Ko­
sten des Rechtsmittelverfahrens dem Beamten auf­
zuerlegen. 2Wird ein von der Einleitungsbehörde 
eingelegtes Rechtsmittel zurückgenommen oder 
bleibt es erfolglos, trägt der Dienstherr die Kosten 
des Rechtsmittelverfahrens. 

(2) Hatte ein Rechtsmittel teilweisen Erfolg, hat 
das Gericht die Kosten teilweise oder ganz dem 
Dienstherrn aufzuerlegen, soweit es unbillig wäre, 
den Beamten damit zu belasten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für die 
Kosten des Verfahrens, die durch einen Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung in den Fällen der Art. 35, 
111 bis 114 oder auf Wiederaufnahme des Verfah­
rens oder durch eine Beschwerde nachArt.100Abs.6 
entstanden sind. 

Art. 104 

Notwendige Aufwendungen des Beamten 

(1) lDie dem Beamten erwachsenen notwendigen 
Aufwendungen einschließlich der Vergütung seines 
Verteidigers sind im förmlichen Disziplinarverfah­
ren dem Dienstherrn aufzuerlegen, wenn 

1. der Beamte freigesprochen wird, 
2. das förmliche Disziplinarverfahren in anderen 

als den in Art. 102 Abs. 2 Nr. 1 bezeichneten Fällen 
eingestellt wird und ein Dienstvergehen oder ei­
ne als Dienstvergehen geltende Handlung nicht 
erwiesen ist. 

2Sie können ganz oder teilweise dem Dienstherrn 
auferlegt werden, wenn das dem Beamten zur Last 
gelegte Dienstvergehen nur zum Teil den Gegen­
stand einer Disziplinarmaßnahme bildet. 3§ 467 
Abs.2 bis 4 StPO gelten entsprechend. 

(2) Für die dem Beamten in einem Rechtsmittel­
verfahren erwachsenen notwendigen Aufwendun­
gen gelten Art. 103 Abs. 1 und 2 entsprechend. 

(3) Im Antragsverfahren nach den Art. 35,100,111 
bis 114 gilt Absatz 1 entsprechend. 

Art. 105 

Kostenentscheidung, Kostenfestsetzung 

(1) Jede Entscheidung in der Hauptsache im 
förmlichen Disziplinarverfahren muß bestimmen, 
wer die Kosten des Verfahrens zu tragen hat. 

(2) 1 Die Höhe der Kosten sowie der dem Beamten 
zu erstattenden notwendigen Aufwendungen wird 
vom Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des zu­
ständigen Verwaltungsgerichts, bei Einstellung des 
Verfahrens durch die Einleitungsbehörde von die­
ser festgesetzt. 2Auf Beschwerde gegen die Festset­
zung entscheidet das Verwaltungsgericht endgültig. 

(3) Die im förmlichen Disziplinarverfahren dem 
Beamten oder einem Dritten auferlegten Kosten 

. fließen dem Freistaat Bayern zu, auch soweit sie in 
den Vorermittlungen entstanden sind. 

Art. 106 

Kosten bei Disziplinarverfügungen 
(1) lDer Dienstvorgesetzte kann einem Beamten, 

gegen den er eine Disziplinarmaßnahme verhängt, 
die Kosten des Verfahrens insoweit auferlegen, als 
sie wegen des Dienstvergehens entstanden sind, 
das den Gegenstand der Disziplinarmaßnahme bil­
det. 2Dasselbe gilt, wenn die Einleitungsbehörde 
das förmliche Disziplinarverfahren einstellt und ei­
~e Disziplinarmaßnahme verhängt (Art. 58 Abs. 2 
Satz 2). 3Für die Anfechtung einer selbständigen 
Kostenentscheidung gilt Art. 32 entsprechend. 

(2) lDie Kosten werden vom Dienstvorgesetzten 
festgesetzt; gegen die Festsetzung kann der Beamte 
binnen zwei Wochen nach Zustellung die Entschei­
dung des Verwaltungsgerichts beantragen, das end­
gültig durch Beschluß entscheidet. 2Die Kosten flie­
ßen dem Dienstherrn zu, der das Verfahren durch­
geführt hat. 

(3) lDie dem Beamten während der Vorermittlun­
gen entstandenen notwendigen Aufwendungen 
werden ersetzt, wenn und soweit es nach dem Aus­
gang des Verfahrens und dem Ergebnis der Ermitt­
lungen der Billigkeit entspricht. 2Absatz 2 findet 
entsprechende Anwendung. 

(4) lFür das Verfahren nach Art. 32 gelten Art. !.03 
Abs. 1 und 2 und Art. 104 Abs. 1 und 2 sinngemäß. 
2Kostenfestsetzung und Kostenzufluß bestimmen 
sich im Beschwerdeverfahren nach Absatz 2, im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren nach Art. 105 
Abs.2 und 3. 

Siebter Teil 

Vollstreckung, Verwertungsverbot und 
Begnadigung 

Art. 107 

Wirksamwerden und Vollstreckung 
von Disziplinarmaßnahmen 

(1) Die Disziplinarmaßnahmen vollstreckt der zu­
ständige Dienstvorgesetzte, soweit sie einer Voll­
streckung bedürfen. 

(2) Der Verweis gilt als vollstreckt, sobald er un- ' 
anfechtbar ist. ' 

(3) 1 Die Geldbuße kann von den Leistungen des 
Dienstherrn einbehalten werden. 2Die Geldbußen 

. fließen dem Dienstherrn des Beamten zu. 

(4) lDie Gehaltskürzung beginnt mit dem der 
Rechtskraft des Urteils folgenden Monat. 2Tritt der 
Beamte während der Dauer der Gehaltskürzung in 
den Ruhestand, wird das Ruhegehalt für die restli­
che Zeit der Gehaltskürzung in demselben Verhält­
nis wie das Gehalt gekürzt. 3Bei Kürzung des Ruhe­
gehalts gilt Satz 1 entsprechend. 4Sterbegeld sowie 
Witwen- und Waisengeld werden nicht gekürzt. 
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(5) lDie Versetzung in ein Amt derselben Lauf­
bahn mit geringerem Endgrundgehalt wird mit der 
Rechtskraft des Urteils wirksam. 2Vom Ersten des 
Monats an, der der Rechtskraft des Urteils folgt, 
werden die Leistungen des Dienstherrn aus der im 
Urteil bestimmten Besoldungsgruppe gezahlt. 

(6) 1 Entfernung aus dem Dienst und Aberken­
nung des Ruhegehalts werden mit der Rechtskraft 
des Urteils wirksam. 2Die Zahlung der Leistungen 
des Dienstherrn wird mit dem Ende des Monats 
eingestellt, in dem das Urteil rechtskräftig wird. 

(7) Tritt ~er Verurteilte vor Rechtskraft des Ur­
teils in den Ruhestand, gilt ein auf Entfernung aus 
dem Dienst lautendes Urteil als Urteil auf Aberken­
nung des Ruhegehalts, ein auf Gehaltskürzung lau­
tendes Urteil als Urteil auf entsprechende Kürzung 
des Ruhegehalts; bei Versetzung in ein Amt dersel­
ben Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt er­
hält der Verurteilte Versorgungsbezüge aus der im 
Urteil bestimmten Besoldungsgruppe. 

Art. 108 

Beitreibung von Geldbeträgen 

(1) Die dem Beamten oder Verurteilten auferleg­
ten Kosten können von den Leistungen des Dienst­
herrn einbehalten werden. 

(2) Im übrigen werden Geldbeträge, soweit sie 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes nicht voll­
streckt werden können, nach dem Bayerischen Ver­
waltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz 
beigetrieben. 

(3) Die Vollstreckungsbehörden des Freistaates 
Bayern und der Gemeinden haben Vollstreckungs­
ersuchen der Gerichte zu entsprechen. 

Art.109 
Verwertungsverbot und Entfernung von Vorgängen 

aus den Personalakten 
(1) lVerweis und Geldbuße dürfen nach drei Jah­

ren, eine Gehaltskürzung nach fünf Jahren bei Per­
sonalmaßnahmen nicht mehr berücksichtigt wer:­
den. 2Art. 9 bleibt unberührt. 3Der Beamte gilt nach 
Eintritt des Verwertungsverbots als von der Diszi­
plinarmaßnahme nicht betroffen. 

(2) lDie in den Personalakten enthaltenen Eintra­
gungen über die Disziplinarmaßnahmen sind nach 
Eintritt des Verwertungsverbots bei Verhängung 
von Verweis oder Geldbuße auf Antrag des Beam­
ten zu vernichten, in allen anderen Fällen mit ei­
nem entsprechenden Vermerk zu versehen, aus den 
Personalakten zu entfernen und gesondertaufzu­
bewahren. 2Diese Vorgänge dürfen nur mit Zustim­
mung des Beamten eingesehen werden. 

(3) lDie Frist für das Verwertungsverbot beginnt 
mit dem Tag, an dem die Disziplinarmaßnahme 
rechtskräftig oder unanfechtbar geworden ist. 2Sie 
endet nicht, solange gegen den Beamten ein Straf­
oder Disziplinarverfahren schwebt, eine andere 
Disziplinarmaßnahme berücksichtigt werden darf 
oder ein auf Gehaltskürzung lautendes Urteil noch 
nicht vollstreckt ist. 

(4) lDie Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß für Dis­
ziplinarvorgänge, die nicht zu einer Disziplinar­
~aßnahme geführt haben, und für mißbilligende 
Außerungen (Art. 7 Abs. 2). 2Die Frist für das Ver­
wertungsverbot beträgt drei Jahre. 

Art. 110 
Begnadigung 

(1) IDer Bayerische Ministerpräsident übt das 
Begnadigungsrecht in Disziplinarsachen nach die­
sem Gesetz aus. 2Er kann die Ausübung anderen 
Stellen übertragen. 

(2) Wird die Entfernung aus dem Dienst oder die 
Aberkennung des Ruhegehalts im Gnadenweg auf­
gehoben, gelten Art. 49 Abs. 2 BayBG und Art. 25 
Satz 2 KWBG sinngemäß. 

(3) Auf Unterhaltsbeiträge, die im Gnadenweg be­
willigt werden, sind Art. 71 Abs. 3, 4, 6 und 7 entspre­
chend anzuwenden, soweit die Gnadenentschei­
dung nichts anderes bestimmt. 

Achter Teil 

Verfahren in besonderen Fällen 

Art. 111 
Fernbleiben vom Dienst, Ablehnung 

einer erneuten Berufung 

(1) IIn den Fällen des § 9 BBesG und des § 60 Be­
amtVG kann der Beamte oder Ruhestandsbeamte 
gegen den Bescheid die Entscheidung des Verwal­
tungsgerichts (Kammer für Disziplinarsachen) be­
antragen. 2 Art. 20 gilt entsprechend. 

(2) I Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach 
Zustellung des Bescheids bei der Behörde einzurei­
chen, die ihn erlassen hat; er ist zu begründen. 2Die 
Frist gilt als gewahrt, wenn der Antrag und die Be­
gründung vor ihrem Ablauf beim Verwaltungsge­
richt eingehen. 3Die Behörde legt den Antrag mit 
den Akten und ihrer Stellungnahme dem Verwal­
tungsgericht vor; Art. 40 gilt entsprechend. 

(3) Der Antrag hat aufschiebende Wirkung; § 80 
Abs.2 Nr. 4, Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 bis 7 VwGO gel­
ten entsprechend. 

(4) IDas Verwaltungsgericht kann Beweise wie 
im förmlichen Disziplinarverfahren erheben und 
mündliche Verhandlung anordnen. 2Der Behörde, 
die den angefoch~nen Bescheid erlassen hat, ist 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 3Das Verwal­
tungsgericht entscheidet durch Beschluß. 4Die Ent­
scheidung ist dem Antragsteller und der Behörde 
zuzustellen. 
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(5) lGegen die Entscheidung des Verwaltungsge­
richts ist innerhalb eines Monats nach Zustellung 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zuläs­
sig. 2Absatz 4 gilt entsprechend. 

(6) Verhängt der Dienstvorgesetzte in den Fällen 
des § 9 BBesG eine Disziplinarmaßnahme und be­
antragt der Beamte hiergegen eine Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts oder ist in den Fällen des 
§ 9 BBesG oder § 60 BeamtVG das förmliche Diszi­
plinarverfahren bei einem Gericht anhängig, ist das 
Disziplinarverfahren mit dem Verfahren nach Ab­
satz 1 zur gemeinsamen Verhandlung und Ent­
scheidung zu verbinden. 

Art. 112 
Auslegung einer Disziplinarentscheidung 

(1) Besteht Streit über die Auslegung, die Trag­
weite oder die Folgen einer Disziplinarentschei­
dung, ist dem Betroffenen von der zuständigen Be­
hörde ein Bescheid zu erteilen, gegen den er die 
Entscheidung des Verwaltungsgerichts (Kammer 
für Disziplinarsachen) oder, wenn der Verwal­
tungsgerichtshof die streitige Entscheidung erlas­
sen hat, die Entscheidung dieses Gerichts beantra­
genkann. 

(2) Wird ein Bescheid nach Absatz lohne zurei­
chenden Grund innerhalb von drei Monaten nach 
Antragstellung nicht erteilt, ist der Antrag auf ge­
richtliche Entscheidung auch ohne Bescheid zuläs­
sig. 

(3) Der Antrag auf Entscheidung des Verwal­
tungsgerichts ist auch gegen die Feststellungen 
nach Art. 85 Abs. 1 Nr. 3, .Art. 86 Satz 3 sowie gegen 
Entscheidungen der Einleitungsbehörde nach 
Art. 85 Abs. 3 Satz 1, Art. 102 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 
zulässig. 

(4) Für das Verfahren gelten Art. 20, 111 Abs. 2 
und 4 entsprechend. 

Art. 113 

Strafe oder Ordnungsmaßnahme 
nach Disziplinarmaßnahme 

(1) Wird gegen einen Beamten oder Ruhestands­
beamten nach Abschluß des Disziplinarverfahrens 
im Strafverfahren oder im Bußgeldverfahren eine 
Strafe oder eine Geldbuße verhängt, ist die Diszipli­
narmaßnahme auf Antrag aufzuheben, wenn die 
Voraussetzungen des Art. 4 vorliegen. 

(2) lDer Antrag auf Aufhebung einer im förmli­
chen Disziplinarverfahren ergangenen Disziplinar­
maßnahme ist bei dem Gericht zu stellen, gegen 
dessen Entscheidung er sich richtet. 2Der Einlei­
tungsbehörde und der für den Dienstherrn zustän­
digen Rechtsaufsichtsbehörde ist vor der Entschei­
dung Gelegenheit zur Äußerung zu geben und an­
schließend ist ihnen die Entscheidung mitzuteilen. 
3Das Gericht kann mündliche Verhandlung anörd­
nen: 4Es entscheidet durch Beschluß. 5Die Entschei­
dung ist unanfechtbar. 

(3) lDer Antrag auf Aufhebung einer Disziplinar­
verfügung ist auch dann, wenn diese vom Verwal­
tungsgericht bestätigt oder abgeändert wurde, bei 
dem Dienstvorgesetzten, der die Disziplinarverfü­
gung erlassen hat, zu stellen. 2War das Verwal­
tungsgericht noch nicht mit der Sache befaßt, so 
kann der Dienstvorgesetzte die Disziplinarverfü­
gung aufheben. 3Lehnt der Dienstvorgesetzte die 
Aufhebung der Disziplinarverfügung ab, kann der 
Beamte die Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
beantragen. 4Der Antrag ist innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des Bescheids bei dem Dienstvor­
gesetzten einzureichen, der ihn erlassen hat. 5Die 
Frist wird auch gewahrt, wenn der Antrag vor ih­
rem Ablauf beim Verwaltungsgericht eingeht. 6Der 
Dienstvorgesetzte legt den Antrag dann mit seiner 
Stellungnahme dem Verwaltungsgericht vor. 7Hat 
das Verwaltungsgericht die Disziplinarverfügung 
bestätigt oder abgeändert, so leitet der Dienstvor­
gesetzte den Aufhebungsantrag sogleich an das 
Verwaltungsgericht weiter. 8Für das gerichtliche 
Verfahren gelten Absatz 2 Sätze 2 bis 5 entspre-' 
chend. 

Art. 114 

-'Rechtsmittel gegen schriftliche Mißbilligung 

Wird dem Beamten in einer schriftlichen Mißbil­
ligung (Art. 7 Abs. 2) ein Dienstvergehen zur Last 
gelegt, gilt Art. 32 entsprechend. 

Neunter Teil 

Verfahren gegen Beamte auf Probe 
und Beamte auf Widerruf 

Art. 115 

Disziplinarverfahren 
(1) lGegen Beamte auf Widerruf findet wegen ei­

nes Dienstvergehens, das eine schwerere Diszipli­
narmaßnahme als Geldbuße zur Folge hätte, kein 
Disziplinarverfahren statt. 2Satz 1 gilt nicht für Be­
amte auf Widerruf im Sinn des Bayerischen Hoch­
schullehrergesetzes. 

(2) Gegen Beamte auf Probe kann wegen eines 
nach Ablauf der Probezeit begangenen Dienstver­
gehens, das eine Gehaltskürzung zur Folge hätte; 
auch ein förmliches Disziplinarverfahren stattfin­
den, wenn von der Entlassung nach Art. 42 Abs. 1 
Nr.l BayBG abgesehen wird. 

Art. 116 

Verfahren bei Entlassung, 
Reinigungsverfahren 

(1) lEin Beamter auf Probe kann nach Art.42Abs.1 
Nr. 1 BayBG nur entlassen werden, nachdem die 
nach Art. 36 zuständige Behörde eine Untersuchung 
durchgeführt hat. 2Die Einleitung der Untersu-
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chung ist dem Beamten mitzuteilen. 3Der mit der 
Unte'rsuchung beauftragte Richter oder Beamte hat 
die Rechte und Pflichten eines Untersuchungsfüh­
rers. 4Art. 50 Abs. 2 Satz 2, Art. 80 bis 85 gelten 
entsprechend. 

(2) 1 Ist wegen desselben Sachverhalts eine Unter­
suchung. nach Art. 50 Abs. 1 Satz 1 durchgeführt 
worden, kann von einer erneuten Untersuchung ab­
gesehen werden. 2In diesem Fall teilt die für die 
E~tlassung zuständige Behörde dem Beamten mit, 
daß seine Entlassung beabsichtigt sei, und gibt ihm 
Gelegenheit zu einem abschließenden Gehör. 

(3) 1 Der Beamte auf Probe kann eine Untersu­
chung nach Absatz 1 beantragen, um sich von dem 
Verdacht eines Dienstvergehens zu reinigen. 
2Art. 35 gilt sinngemäß. 

(4) Bei einem Beamten auf Widerruf, der wegen 
eines Dienstvergehens entlassen werden soll oder 
sich von dem Verdacht eines Dienstvergehens rei­
nigen will, gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

Zehnter Teil 

Besondere Vorschriften 

Art. 117 

Dienstvorgesetzter bei Polizeibeamten 

Das Staatsministerium des Innern bestimmt 
durch Rechtsverordnung, welche Vorgesetzten der 
Polizeibeamten der staatlichen Polizei Dienstvor­
gesetzte im Sinn von Art. 30 Abs. 2, Abs. 3 Nrn. 2 und 
3 und Abs. 4 Satz 1 sind. 

Art. 118 

Kürzung und Wegfall des Ausgleichs 
bei besonderen Altersgrenzen 

(1) lWird gegen einen Beamten auf Lebenszeit, 
für den eine besondere Altersgrenze gilt, auf Ge­
haltskürzung erkannt und tritt er während der Zeit, 
für die er gekürztes Gehalt erhält, wegen Errei­
chens der Altersgrenze in den Ruhestand, so ist ein 
Ausgleich (§ 48 BeamtVG) zu kürzen. 2Die Kürzung 
geschieht in der Weise, daß für jeden Monat, für den 
der Beamte ein gekürztes Ruhegehalt , erhält 
(Art. 107 Abs. 4 Satz 2), ein SechzigsteI des aus den 
ungekürzten Dienstbezügen errechneten Aus­
gleichs in demselben Verhältnis gekürzt wird wie 
das Gehalt. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn der Beamte über das 60. Lebensjahr hinaus 
Dienst geleistet und der Ausgleich sich dadurch 
verringert hat (§ 48 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG). 

(2) lWird gegen einen Beamten im Ruhestand auf 
Aberkennung des Ruhegehalts erkannt, verliert er 
auch den Anspruch auf einen noch nicht gezahlten 
Ausgleich; im Fall der Kürzung des Ruhegehalts ist 

der Ausgleich nach Absatz 1 zu kürzen. 2Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn der Beamte nach Verkündung, 
aber vor Rechtskraft des Urteils, das auf Entfer­
nung aus dem Dienst oder auf Gehaltskürzung lau­
tet, in den Ruhestand tritt. 

(3) Wird gegen einen Beamten auf Lebenszeit, für 
den eine besondere Altersgrenze gilt, auf Verset­
zung in ein Amt derselben Laufbahn mit geringe­
rem Endgrundgehalt erkannt und tritt er vor 
Rechtskraft des Urteils wegen Erreichens der Al­
tersgrenze in den Ruhestand, so ist der Berechnung 
des Ausgleichs nach § 48 BeamtVG die im Urteil be­
stimmte Besoldungsgruppe zugrundezulegen. 

Art. 119 

Anhörungspflicht bei Disziplinarmaßnahmen 
gegen Beamte nichtstaatlicher Dienstherren 

1 Erläßt die Rechtsaufsichtsbehörde oder eine an­
dere staatliche Behörde nach diesem Gesetz eine 
Disziplinarverfügung oder eine andere auf diszipli­
näre Verfolgung gerichtete Maßnahme gegen einen 
Beamten einer Gemeinde, eines Gemeindever­
bands oder einer sonstigen unter der Aufsicht des 
Staates stehenden Körperschaft, Anstalt oder Stif­
tung des öffentlichen Rechts, ist dem Dienstherrn 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2In besonders 
dringenden Fällen kann die Anhörung nachgeholt 
werden. 3Zieht das zuständige Staatsministerium 
die Befugnisse der Einleitungsbehörde nach Art. 36 
Abs. 3 an sich, gelten die Sätze 1 und 2 sinngemäß. 

Elfter Teil 

Schlußvorschriften 

Art. 120 

Durchführungsvorschriften 

(1) Die zur Durchführung dieses Gesetzes erfor­
derlichen Verwaltungsvorschriften erläßt das 
Staatsministerium der Finanzen. 

(2) Das Staatsministerium der Finanzen be­
stimmt durch Rechtsverordnung den Begriff des 
Gehalts im Sinn dieses Gesetzes. 

Art. 121 

Übergangsvorschriften 

(1) Verfahren, für die nach diesem Gesetz die Ver­
waltungsgerichte (Kammern für Disziplinarsa­
chen) und der Verwaltungsgerichtshof (Disziplinar­
senat) zuständig sind, gehen in der Lage, in der sie 
sich bei Inkrafttreten dieses Gesetzes befinden, auf 
diese Gerichte über. 
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(2) 1 Form und Frist von Rechtsmitteln gegen dis­
ziplinarrechtliche Entscheidungen, die vor Inkraft­
treten dieses Gesetzes ergangen sind, im Zeitpurikt 
des Inkrafttretens aber noch nicht unanfechtbar 
sind, richten sich nach bisherigem Recht. 2Satz 1 
gilt sinngemäß für die Abänderung einer Diszipli­
narverfügung nach Art. 33 Abs. 2 Satz 3. 

(3) list nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auf ein 
Rechtsmittel hin über eine Dienststrafverfügung 
oder über ein erstinstanzielles Urteil eines Dienst­
·strafgerichts zu entscheiden, finden die Art. 4 und 5 
auch dann Anwendung, wenn die angefochtene 
Entscheidung vor Inkrafttreten dieses Gesetzes er­
gangen ist. 2Eine angefochtene Entscheidung ist je­
doch nicht allein deshalb aufzuheben oder abzuän­
dern, weil dieses Gesetz nach bisherigem Recht 
mögliche Disziplinarmaßnahmen nicht mehr vor­
sieht. 

(4) Entscheidungen, die im Zeitpunkt des Inkraft­
tretens dieses Gesetzes unanfechtbar sind, sind 
nach bisherigem Recht zu vollstrecken. 

(5) Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes rechtskräf­
tig entschiedene Disziplinarverfahren können nach 
den Vorschriften der Art. 87 bis 99 wiederaufge­
nommen werden. 

Art. 122 
Übergangsregeln für Unterhaltsbeiträge 

(1) Ist ein Beamter vor Inkrafttreten dieses Ge­
setzes mit Entfernung aus dem Dienst bestraft wor­
den und ist ihm in dem Urteil oder in einem Be­
schluß ein Unterhaltsbeitrag auf Lebenszeit bewil­
ligt worden, sind die Art. 71 und 100 mit folgenden 
Maßgaben anzuwenden: 

1. IHat der Verurteilte das 65. Lebensjahr vollendet 
oder ist er arbeits- oder berufsunfähig, darf ihm 
der Unterhaltsbeitrag nicht entzogen werden. 
2Auf Antrag des Verurteilten ist der Unterhalts­
beitrag durch das Verwaltungsgericht angemes­
sen zu erhöhen, falls er offensichtlich hinter dem 
Betrag zurückbleibt, den der Verurteilte als Ren­
te erhalten würde, wenn er für die Zeiten nach­
versichert worden wäre, in denen er wegen der 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst nach den 
Vorschriften der Rentenversicherungsgesetze in 
den gesetzlichen Rentenversicherungen vers i­
cherungsfrei war oder der Versicherungspflicht 
nicht unterlag. 3Der Unterhaltsbeitrag darf das 
Ruhegehalt nicht übersteigen, das der Verurteilte 
in dem Zeitpunkt der Rechtskraft des Urteils er­
dient gehabt hätte. 4War der Unterhaltsbeitrag 
dem Verurteilten entzogen worden, ist er auf sei­
nen Antrag nach den vorstehenden Vorschriften 
neu zu bewilligen; dies gilt nicht, wenn eine Nach­
versicherung durchgeführt worden ist. 5 Anträge, 
die innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt wurden, 
gelten als in diesem Zeitpunkt gestellt. 

2. 1Nach dem Tod des Verurteilten kann ein Antrag 
auf Bewilligung des Unterhaltsbeitrags von den 
Hinterbliebenen gestellt werden. 2Nummer 1 Sät­
ze 2 bis 5 sind entsprechend anzuwenden. 31m üb­
rigen gelten die Vorschriften der §§ 53, 54, 56, 57, 
61, 62 und 90 BeamtVG sinngemäß; der Unter­
haltsbeitrag gilt insoweit als Witwen- oder Wai-
sengeld. . 

(2) Auf Ruhestandsbeamte, die zur Aberkennung 
des Ruhegehalts verurteilt worden sind und nicht 
nachversichert werden, sowie auf ihre Hinterblie­
benen ist Absatz 1 mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß ein Unterhaltsbeitrag auch zu bewilligen ist, 
wenn dem Verurteilten durch Urteil oder Beschluß 
ein Unterhaltsbeitrag nicht bewilligt worden war. 

Art. 122a 

Übergangsvorschrift für ehemalige 
Mitglieder des Landtags 

Für ehemalige Mitglieder des Landtags, auf die 
das Gesetz über die Unvereinbarkeit von Amt und 
Mandat für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
(Rechtsstellungsgesetz) Anwendung findet, gilt im 
Fall des Art. 3 Abs. 4 des Rechtsstellungsgesetzes 
Art. 111 entsprechend. 

Art. 122b 

Übergangsvorschrift für die Abfindung 
verheirateter Beamtinnen 

Art. 81 Abs. 4 in der bisherigen Fassung ist auf die 
vor dem 1. September 1977 entlassenen verheil'ate­
ten Beamtinnen weiterhin anzuwenden. 

Art. 123 

1 Für die gegen einen Beamten vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes verhängte Disziplinarmaßnahme 
der Einstufung in eine niedrigere Dienstaltersstufe 
oder der Versagung des Aufsteigens im Gehalt, die 
sich besoldungsrechtlich nicht mehr auswirkt, gel­
ten die Vorschriften dieses Gesetzes über das Ver­
wertungsverbot einer Gehaltskürzung (Art. 109) 
entsprechend. 2Vorgänge, die der Festsetzung und 
dem Nachweis der Dienstbezüge dienen, sind hier­
von nicht betroffen. 

Art. 124 bis 137 

(Änderungsbestimmungen) 

Art. 138 

Inkrafttreten 

(1) Die in Art. 15 Abs. 3 Satz 2, Art. 30 Abs. 4, 
Art. 36 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1, Art. 39 Abs. 3 Satz 
1, Art. 117 und 120 enthaltenen Ermächtigungen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen und Verwal­
tungsvorschriften treten am 1. April 1970, die übri­
gen Vorschriften am 1. Mai 1970 in Kraft.*) 

(2) (gegenstandslos) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 
ursprünglichen Fassung vom 23. März 1970 (GVBl S. 73. ber. 
S.128. BayRS 2031-1-1-F). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
späteren Änderungen ergibt sich aus den jeweiligen Ände­
rungsgesetzen. 
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2030-3-4-3-K 

Fünfte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Gewährung von Teilzeitbeschäftigung 
im Bereich des Bayerischen Staatsministeriums 

für Unterricht und Kultus 

Vom 21. Februar 1985 

Auf Grund des Art. 80a Abs. 5 des Bayerischen 
Beamtengesetzes erläßt das Bayerische Staatsmi­
nisterium für Unterricht und Kultus im Einverneh­
men mit dem Bayerischen Staatsministerium der 
Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

§ 1 der Verordnung über die Gewährung von Teil­
zeitbeschäftigung im Bereich des Bayerischen 
Staats ministeriums für Unterricht und Kultus 
(BayRS 2030-3-4-3-K), zuletzt geändert durch Ver­
ordnung vom 2. August 1984 (GVBI S.281), erhält 
folgende Fassung: 

,,§ 1 

Teilzeitfähige Bereiche 

(1) Bereiche, in denen eine Ausnahmesituation 
und ein dringendes öffentliches Interesse im Sinn 
des Art. 80a Abs. 1 BayBG vorliegen, sind 

1. das Lehramt an Volksschulen, das Lehramt an. 
Grundschulen, das Lehramt an Hauptschulen, 

2. das Lehramt an Sonderschulen, 

3. das Lehramt an Realschulen, 

4. das Lehramt an Gymnasien, 

5. das Höhere Lehramt an beruflichen Schulen, das 
Höhere Lehramt an kaufmännischen Schulen, 
das Lehramt an beruflichen Schulen, 

6. das Amt des Fachlehrers, 

7. das Amt des Pädagogischen Assistenten, 

8. der gehobene Bibliotheksdienst bei den wissen­
schaftlichen Bibliotheken in Bayern. 

(2) ITeilzeitbeschäftigung nach Art. 80a Abs. 1 
BayBG kann Lehrern mit der Befähigung für die in 
Absatz 1 genannten Lehrämter, Realschullehrern 
mit der Ergänzungsprüfung für Fachoberschulen 
sowie Pädagogischen Assistenten gewährt werden. 
2Dem Antrag auf Teilzeitbeschäftigung kann nur 
stattgegeben werden, wenn die Unterrichtsversor­
.gung in den Fächern des Antragstellers an der je­
weiligen Schule durch die Gewährung der bean­
tragten Teil~eitbeschäftigung nicht verschlechtert 
wird und sonstige dienstliche Erfordernisse nicht 
entgegenstehen. 

(3) Dem Antrag auf Teilzeitbeschäftigung kann 
bei Beamten des gehobenen Bibliotheksdienstes 
bei den wissenschaftlichen Bibliotheken in Bayern 
nur stattgegeben werden, wenn dienstliche Erfor­
dernisse nicht entgegenstehen." 

§2 

IDiese Verordnung tritt am 1. August 1985 in 
Kraft. 2Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1985 
außer Kraft; Rechtswirkungen, die durch diese Ver­
ordnung über diesen Zeitpunkt hinaus begründet 
worden sind, bleiben unberührt. 

München, den 21. Februar 1985 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

P rof. Hans Ma i er, Staatsm inister 


